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des Aufenthaltsgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Deutsche Visumbehörden haben derzeit keine Möglichkeit, bei allen Visum- 
anträgen die an einem Visumantrag beteiligten Personen gezielt auf rechts- 
widriges Verhalten im Zusammenhang mit einem Visumverfahren oder mit 
sonstigem Auslandsbezug zu überprüfen. Schon im Visa-Untersuchungsaus- 
schuss der 15. Legislaturperiode wurde eine zentrale Wamdatei als ein sinn- 
volles Mittel zur Unterstützung deutscher Visumbehörden im Visumverfahren 
genaimt. 

Negative Folgen und Begleiterscheinungen der Einreisen mit erschlichenen 
Schengen- Visa sind in erster Linie illegale Beschäftigung, aber auch Rausch- 
giftschmuggel, Menschenhandel und Kinderhandel. 

Nach gegenwärtiger Rechtslage ist eine wirksame Unterstützung im Visumver- 
fahren und damit eine wirksame Bekämpfung von Visaerschleichungen sowie 
eine Eindämmung der damit verbundenen organisierten Kriminalität kaum 
möglich, da die einzelnen Auslandsvertretungen nur über die jeweils von ihnen 
selbst erkannten Missbrauchsfälle informiert sind. Erkenntnisse anderer Stellen 
wie auch Erkenntnisse anderer deutscher Auslandsvertretungen und Grenz- 
behörden erfahren sie nur zufällig oder auf Nachfrage im Einzelfall. Die bis- 
herigen Erfahrungen haben gezeigt, dass die Ablehnung eines Visumantrag- 
stellers häufig in der Person des Einladers begründet ist, obwohl der Visum- 
antragsteller unbedenklich erscheint, und dass die Person des Einladers häufig 
die Quervernetzung zu problematischen anderen (früheren, gleichzeitigen) 
Visumantragstellern bei anderen Auslandsvertretungen aufzeigt. Um aufwän- 
dige und personalintensive Nachfragen bei den deutschen Auslandsvertre- 
tungen zu vermeiden, ist eine Speicherung von Täuschungen in Visumver- 
fahren neben visumrelevanten Verurteilungen in einer zentralen Datei für die 
Visumbehörden ebenso wichtig wie die zentrale Speicherung der Antragsdaten 
des Visumantragstellers in der Visadatei des Ausländerzentralregisters. 


B. Lösung 

Zur Behebung der aufgeführten Defizite werden die gesetzlichen Grundlagen 
für die Errichtung einer zentralen Visa- Warndatei sowie für ein Verfahren für 
einen mittelbaren Abgleich von bestimmten Daten aus Visaverfahren für Si- 
cherheitszwecke geschaffen. 

Die Visa-Warndatei soll in erster Linie der Vermeidung von Visummissbrauch 
dienen. In ihr werden Warndaten zu Personen gespeichert, die im Zusammen- 
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hang mit einer der für das Visumverfahren relevanten Katalogstraftaten nach 
dem Aufenthaltsgesetz und dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder im 
Zusammenhang mit Schleusung, Menschen- und Kinderhandel oder schwers- 
ten Betäubungsmitteldelikten auffällig geworden sind, indem sie wegen solcher 
Delikte als Täter oder Teilnehmer rechtskräftig zu einer Geld- oder Freiheits- 
strafe einschließlich der Jugendstrafe verurteilt worden sind. Der Deliktskata- 
log ist mit Blick auf den mit der Visa- Warndatei verfolgten Zweck der Vermei- 
dung des Visummissbrauchs auf wenige Straftaten beschränkt, die einen beson- 
deren Bezug zum Visumverfahren oder einen entsprechenden sonstigen Aus- 
landsbezug aufweisen. Darüber hinaus werden Wamdaten nur gespeichert zu 
Visumantragstellern, die sich im Visumverfahren selbst rechtswidrig verhalten 
haben, sowie zu Einladern, Verpflichtungsgebern und Personen, die im Visum- 
verfahren Bestätigungen abgegeben haben, wenn diese im Rahmen ihrer Erklä- 
rungen falsche Angaben gemacht haben oder — im Fall des Verpflichtungsge- 
bers — ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen sind. 

Da diese Datei allein der Unterstützung der Visumbehörden zur Vermeidung 
von Visummissbrauch dient, werden die Daten aus dieser Datei auf der Grund- 
lage eng begrenzter Übermittlungsvorschriften übermittelt. Ein Zugriff von 
Sicherheitsbehörden auf diese Datei wird - abgesehen von den mit der polizei- 
lichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 
für die Erteilung von Ausnahmevisa und die Rücknahme von Visa an den Gren- 
zen - nicht möglich sein. Soweit Daten aus der Datei übermittelt werden — in 
der Mehrzahl der Fälle also an die Auslandsvertretungen — , werden hieran 
keine Rechtsfolgen geknüpft. Vielmehr wird dadurch lediglich die Datenbasis, 
auf der die anfordemde Behörde ihre Entscheidung treffen muss, auf eine brei- 
tere Grundlage gestellt. 

Um dem besonderen sicherheitspolitischen Interesse im Visumverfahren Rech- 
nung zu tragen, wird getreimt von einer auf den Zugriff der Visumbehörden und 
der mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauf- 
tragten Behörden beschränkten Visa- Warndatei ein neues Verfahren zum 
Abgleich der Visumantragsdaten mit den Erkenntnissen der Sicherheitsbehör- 
den zu Personen mit Verbindung zum internationalen Terrorismus eingeführt. 
Damit soll auch bei Staatsangehörigen und Personengruppen, bei denen eine 
Visumpflicht besteht und deren Visumanträge nicht im nationalen Konsulta- 
tionsverfahren nach § 73 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes einer Prüfung durch 
die Sicherheitsbehörden unterliegen, eine Rückmeldung an die Auslandsver- 
tretungen ermöglicht werden, wenn Personen aus dem terroristischen Umfeld 
beabsichtigen, nach Deutschland einzureisen. 

Hierzu übermitteln die Auslandsvertretungen neben den Daten der Visuman- 
tragsteller die Daten von Einladem, Verpflichtungsgebern und sonstigen Refe- 
renzpersonen an eine im Bundesverwaltungsamt einzurichtende besondere Or- 
ganisationseinheit, die einen Abgleich der Visumantragsdaten mit bestimmten 
Daten aus der Antiterrordatei durchführt. Nur im Trefferfall übermittelt das 
Bundesverwaltungsamt die Daten aus dem Visumverfahren an die betreffende 
Sicherheitsbehörde. Im Übrigen sind die Daten unverzüglich zu löschen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 
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2. Vollzugsaufwand 

Die Umsetzung des Gesetzes orientiert sich an Komponenten, die bereits im 
Ausländerzentralregister beim Bundesverwaltungsamt realisiert worden sind, 
so dass Synergieefifekte erzielt werden können. 

Die Kosten für die Errichtung der Visa-Wamdatei belaufen sich voraussichtlich 
auf rund 6,9 Mio. Euro, hiervon entfallen ca. 4,4 Mio. Euro auf die Entwick- 
lung und Bereitstellung einer Softwarelösung und ca. 2,5 Mio. Euro auf die Be- 
reitstellung der IT-lnfrastruktur inklusive der Netzanbindung. 

Die jährlichen Kosten für Wartung, Pflege und Weiterentwicklung der Visa- 
Wamdatei belaufen sich auf rand 1 Mio. Euro. 

Es ist beabsichtigt, bei der Errichtung auf eine im Geschäftsbereich des Bun- 
desministeriums des Innern bestehende IT-lnfrastmktur zurückzugreifen; die 
daraus resultierenden Synergieeffekte tragen zur Deckung des Bedarfs bei und 
sind in der Kostenaufstellung bereits berücksichtigt. 

Die Errichtungskosten und die jährlichen Kosten für Wartung, Pflege und Wei- 
terentwicklung der Visa-Wamdatei sollen im Einzelplan 06 finanziell ausgegli- 
chen werden. 

Für die Wahrnehmung der Fachaufgabe, die Errichtung und den Betrieb der Visa- 
Wamdatei werden 23 zusätzliche Planstellen/Stellen beim Bundesverwaltungs- 
amt benötigt. Diejährlichen Personalkosten betragen knapp l,6Mio. Euro. Beim 
Auswärtigem Amt und seinen Auslandsvertretungen ist zunächst mit einem er- 
höhten Verwaltungsaufwand mit Auswirkungen auf die Sach- und Personal- 
kosten zu rechnen, der jedoch durch die zu erwartenden Verbessemngen im 
Visumverfahren gerechtfertigt ist. Der Mehrbedarf an Stellen soll stellenmäßig 
im Einzelplan 06 ausgeglichen werden. 

Den Sicherheitsbehörden (Polizei und Nachrichtendienst) entsteht durch die 
Einrichtung des Abgleichsverfahrens und die Anpassung der Quellsysteme ein 
erhöhter Verwaltungsaufwand, der auch Auswirkungen auf die Sach- und Per- 
sonalkosten haben wird, der derzeit noch nicht konkret bezifferbar ist. 

Kostenfolgen für das Abgleichsverfahren sind hier nicht berücksichtigt. 

Den Landes- und Kommunalbehörden entsteht durch die Einrichtung einer 
Visa-Wamdatei ein geringer Verwaltungsaufivand. Mit Auswirkungen auf den 
Sach- und Personalhaushalt ist dadurch aber nicht zu rechnen. 


E. Sonstige Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen der Wirtschaft keine sonstigen Kosten, da sie 
nicht direkt von den Regelungen betroffen ist. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspfiichten neu eingeführt, geändert 
oder aufgehoben. 

Für die Bürgerinnen und Bürger werden zwei Informationspfiichten neu einge- 
führt und keine Informationspfiichten geändert oder abgeschafift. 

Für die Verwaltung werden 13 Informationspfiichten neu eingeführt und keine 
Informationspfiichten geändert oder abgeschafift. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 17/6643 


Berlin, i^O. Juli 2011 

Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Visa-Warndatei und zur 
Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 885. Sitzung am 8. Juli 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Visa-Warndatei und zur Änderung 
des Aufenthaitsgesetzes 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Erriehtung einer Visa-Warndatei 
(Visa-Warndateigesetz - VWDG) 

Inhaltsübersicht 
§ 1 Führung und Zweck der Datei 

§ 2 Anlass der Speicherung 

§ 3 Inhalt der Datei 

§ 4 Übermittelnde Stellen 

§ 5 Verantwortung für die Übermittlung und die Daten- 
richtigkeit 

§ 6 Datenübermittlung an das Auswärtige Amt und die 
deutschen Auslandsvertretungen 

§ 7 Weitere Behörden, an die Wamdaten übermittelt 
werden 

§ 8 Voraussetzungen für die Datenübermittlung 

§ 9 Übermittlung und Veränderung von Daten durch 
Direkteingabe; Datenabruf im automatisierten Ver- 
fahren 

§10 Zweckbestimmung und weitere Verwendung der 
Daten 

§ 1 1 Protokollierungspflicht bei Datenübermittlung 
§ 12 Auskunft an den Betroffenen 
§13 Berichtigung und Löschung 
§14 Sperrung 

§15 Verordnungsermächtigung 

§16 Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 

§17 Evaluation 

§ 1 

Führung und Zweck der Datei 

(1) Das Bundesverwaltungsamt führt eine Visa-Wamda- 
tei zur Vermeidung des Missbrauchs von Visa. Sie dient der 
Unterstützung 

1 . der für die Erteilung von Visa zuständigen öffentlichen 
Stellen bei Entscheidungen im Visumverfahren, um 
Fehlentscheidungen im Zusammenhang mit Täuschun- 
gen oder Täuschungsversuchen zu vermeiden, 

2. der Ausländerbehörden bei der Prüfung von Verpflich- 
tungserklärungen oder bei der Entscheidung über die 
Verlängerung eines Visums, 

3. der mit der Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs beauftragten Behörden bei Entscheidungen über 


die Zurückweisung oder Zurückschiebung eines Vi- 
suminhabers. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt darf die ihm nach diesem 
Gesetz übermittelten personenbezogenen Daten nur nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zu den in Absatz 1 genannten 
Zwecken verwenden. 

§2 

Anlass der Speicherung 

(1) Die Speicherung der Wamdaten erfolgt bei Personen, 

1 . die wegen einer Straftat nach 

a) § 95 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3, Absatz la, 
§ 96 oder § 97 des Aufenthaltsgesetzes, 

b) § 10 oder § 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsge- 
setzes, 

c) den §§ 232, 233, 233a oder § 236 Absatz 2 Satz 3 des 
Strafgesetzbuchs oder 

d) § 30a Absatz 1 oder Absatz 2 des Betäubungsmittel- 
gesetzes wegen der Ein- oder Ausfuhr von Betäu- 
bungsmitteln 

rechtskräftig zu Geld- oder Freiheitsstrafe verurteilt wor- 
den sind, 

2. die als Visumantragsteller im Visumverfahren ge- oder 
verfälschte Dokumente vorgelegt, beschafft oder herge- 
stellt oder authentische Dokumente durch falsche Anga- 
ben erschlichen haben oder falsche Angaben gemacht 
haben oder durch Verschweigen erheblicher Tatsachen, 
zu deren Angabe sie verpflichtet waren, ein Visum er- 
schlichen haben, 

3. die im eigenen Namen oder für eine Organisation 

a) eine Einladung des Antragstellers in das Bundesge- 
biet zur Verwendung im Visumverfahren ausgespro- 
chen haben (Einlader), 

b) sich nach § 68 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder 
durch Abgabe einer Erklärung zur Verwendung im 
Visumverfahren in anderer Weise verpflichtet haben, 
die Kosten für den Lebensunterhalt des Antragstel- 
lers während des Aufenthalts im Bundesgebiet zu tra- 
gen oder nach § 66 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
für die Ausreisekosten des Ausländers aufzukommen 
(Verpflichtungsgeber), 

c) den vom Antragsteller angegebenen Zweck des Auf- 
enthalts im Bundesgebiet zur Verwendung im Visum- 
verfahren bestätigt haben (sonstige Referenzperson) 

und dabei falsche Angaben gemacht haben oder die Ver- 
pflichtung, für die Kosten für den Lebensunterhalt eines 
Ausländers oder für die Kosten der Abschiebung aufzu- 
kommen, bei Inanspruchnahme nicht erfüllt haben. 
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Wurden die falschen Angaben im Rahmen einer nach Satz 1 
Nummer 3 für eine Organisation abgegebenen Erklärung 
gemacht, erfolgt die Eintragung von Wamdaten auch für die 
Organisation. 

(2) Die Speicherung von Wamdaten einer Person erfolgt 
ferner mit deren Einwilligung, wenn unter ihrem Namen un- 
befugt Erklärungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abge- 
geben worden sind oder sie dies befürchtet oder sie eine im 
Visumverfahren nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abgege- 
bene Erklämng widerrafen hat. Die Daten sind unverzüg- 
lich zu löschen, wenn die Person die Einwilligung wider- 
ruft. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Speiche- 
rung und Löschung von Wamdaten einer Organisation. 

§3 

Inhalt der Datei 

( 1 ) Zu Personen oder Organisationen nach § 2 werden 
folgende Wamdaten gespeichert: 

1 . als Gmndpersonalien zu Personen: 

a) Vornamen, 

b) Familienname, 

c) abweichende Namensschreibweisen, 

d) andere Namen und frühere Namen, 

e) Geschlecht, 

f) Geburtsdatum, 

g) Geburtsort, 

h) Staatsangehörigkeit; 

2. sofern die Eintragung von Wamdaten für eine Organisa- 
tion erfolgt: 

a) Bezeichnung der Organisation, 

b) Anschrift der Organisation, 

c) Sitz der Organisation, 

d) Aufgabenstellung oder Wirkungsbereich der Organi- 
sation, 

e) Bezeichnung und der Ort des Registers, in das die 
Organisation eingetragen ist, sowie die Registernum- 
mer der Organisation; 

3. die Visa-Wamdateinummer des Bundesverwaltungsam- 
tes und 

4. die Anlässe nach § 2. 

Die Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, b, e, f, g und 
h und Nummer 2 Buchstabe a und b sowie den Nummern 3 
und 4 sind in jedem Fall, die übrigen Daten soweit vorhan- 
den zu speichern. 

(2) Im Fall des § 2 Absatz 2 werden zusätzlich Angaben 
zur Einwilligung der Person oder Organisation zur Speiche- 
mng der Wamdaten und Angaben zum Widermf einer Einla- 
dung, Verpflichtungserklärang oder Bestätigung gespeichert. 

(3) Zu den nach den Absätzen 1 und 2 gespeicherten Da- 
ten werden die Bezeichnung der Stelle, die die Daten über- 
mittelt hat, deren Geschäftszeichen und das Datum der Da- 
tenübermittlung gespeichert. 

(4) In den Fällen des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wer- 
den zu den nach den Absätzen 1 und 3 gespeicherten Daten 
zusätzlich folgende Daten gespeichert: 


1 . das Datum des ersten Urteils, 

2. die Angabe, ob auf Freiheitsstrafe bis zu drei Monate 
oder Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen oder Jugendstrafe 
erkannt wurde. 

Eine Übermittlung dieser Daten ist nur an die Stelle zuläs- 
sig, die die Daten übermittelt hat. 

§4 

Übermittelnde Stellen 

Folgende Stellen sind zur Übermittlung der in § 3 be- 
zeichneten Daten an das Bundesverwaltungsamt verpflich- 
tet: 

1. die Auslandsvertretungen, die Ausländerbehörden und 
die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs beauftragten Behörden, soweit sie als 
Visumbehörden tätig werden, in den Fällen des 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 Buchstabe a und c, 

2. die Ausländerbehörden in den Fällen des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b, 

3 . die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs betrauten Stellen in den Fällen des § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 

4. die Staatsanwaltschaften in den Fällen des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1. 

§5 

Verantwortung für die Übermittlung 
und die Datenrichtigkeit 

( 1 ) Die in § 4 bezeichneten Stellen sind gegenüber dem 
Bundesverwaltungsamt für die Zulässigkeit der Übermitt- 
lung sowie für die Richtigkeit und die Aktualität der von 
ihnen übermittelten Daten verantwortlich. Sie haben dem 
jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu 
treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit und die Unver- 
sehrtheit der von ihnen übermittelten Daten gewährleisten. 
Sie haben das Bundesverwaltungsamt unverzüglich zu un- 
terrichten, wenn die von ihnen übermittelten Daten unrich- 
tig werden oder sich ihre Unrichtigkeit nachträglich heraus- 
stellt und eine Berichtigung oder Aktualisierung nicht im 
Wege der Direkteingabe nach § 9 erfolgen kann. 

(2) Die in § 4 bezeichneten Stellen sind berechtigt und 
verpflichtet, die von ihnen übermittelten Daten auf Richtig- 
keit und Aktualität zu prüfen, soweit dazu Anlass besteht. 
Zu diesem Zweck übermittelt das Bundesverwaltungsamt 
die zu überprüfenden Daten an die dazu berechtigte oder 
verpflichtete Stelle. 

(3) Die in § 6 Absatz 1 und § 7 Satz 1 bezeichneten Be- 
hörden haben das Bundesverwaltungsamt unverzüglich zu 
unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte dafür vor- 
liegen, dass die ihnen übermittelten Daten unrichtig oder 
unvollständig sind. 

(4) In den Fällen des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 teilt 
das Bundesamt für Justiz dem Bundesverwaltungsamt mit, 
dass die Nichtaufnahme nach § 39 des Bundeszentralregis- 
tergesetzes oder die Tilgung in besonderen Fällen nach § 49 
des Bundeszentralregistergesetzes angeordnet ist. Die 
Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
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§6 

Datenübermittlung an das Auswärtige Amt 
und die deutsehen Auslandsvertretungen 

(1) Im Rahmen des Visumverfahrens werden auf Ersu- 
chen des Auswärtigen Amts oder der deutschen Auslands- 
vertretungen die in § 3 Absatz 1 bis 3 bezeichneten Daten 
über die in § 2 1 des Ausländerzentralregistergesetzes ge- 
nannte Stelle an die ersuchende Stelle übermittelt. 

(2) Die Übermittlung von nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 gespeicherten Daten erfolgt nur, soweit sie der er- 
suchenden Stelle zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgabe aus 
dem Bundeszentralregister übermittelt werden dürften. Un- 
geachtet abweichender Regelungen werden Daten zu Verur- 
teilungen mit einem Strafmaß bis zu drei Monate Freiheits- 
strafe oder Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen oder Jugend- 
strafe nur an ersuchende Stellen nach Absatz 1 übennittelt, 
soweit diese ein Recht auf unbeschränkte Auskunft im Sinne 
des § 4 1 des Bundeszentralregistergesetzes besitzen. 

§7 

Weitere Behörden, an die Warndaten 
übermittelt werden 

Das Bundesverwaltungsamt übermittelt die in § 3 
Absatz 1 bis 3 bezeichneten Daten auf Ersuchen an 

1 . die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs beauftragten Behörden, werm die Daten 

erforderlich sind zur Prüfung 

a) eines Antrages auf Erteilung eines Visums nach § 14 
Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes, 

b) der Zurückweisung oder Zurückschiebung eines Vi- 
suminhabers, 

2. die Ausländerbehörden, wenn die Daten erforderlich sind 

a) zur Prüfung einer Verpflichtungserklärung nach § 66 
Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes oder nach § 68 
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes, soweit die Daten 
auf Grund von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 ge- 
speichert wurden, 

b) zur Entscheidung über die Verlängerung eines Vi- 
sums nach § 6 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes. 

Im Fall der Übermittlung von nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 gespeicherten Daten gilt § 6 Absatz 2 entspre- 
chend. 

§8 

Voraussetzungen für die Datenübermittlung 

(1) Die Übermittlung von Daten an eine der in § 6 
Absatz 1 und § 7 Satz 1 bezeichneten Stellen setzt ein Er- 
suchen unter Angabe des Zwecks voraus und ist nur zuläs- 
sig, wenn die Keimtnis der Daten zur Erfüllung ihrer in § 6 
Absatz 1 und § 7 Satz 1 bezeichneten Aufgaben erforderlich 
ist. Die ersuchende Stelle trägt dafür die Verantwortung. 
Das Bundesverwaltungsamt hat die Übermittlung zu ver- 
sagen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die in 
Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen nicht vorliegen. 

(2) Das Übermittlungsersuchen und die Datenübermitt- 
lung erfolgen stets schriftlich oder im Wege der Datenüber- 
tragung. 

(3) Das Übemiittlungsersuchen muss, soweit vorhanden, 
die Visa-Wamdateinummer, andernfalls alle verfügbaren 
Grundpersonalien des Betroffenen oder alle verfügbaren 


Angaben zur betroffenen Organisation enthalten. Stimmen 
die im Ersuchen enthaltenen Daten mit den zum Betroffe- 
nen oder zur betroffenen Organisation gespeicherten Daten 
nicht überein, ist die Datenübermittlung unzulässig, es sei 
derm, es bestehen keine Zweifel an der Identität. 

(4) Kann das Bundesverwaltungsamt die Identität nicht 
eindeutig feststellen, übermittelt es zur Identitätsprüfung 
und -feststellung die Grundpersonalien und die zugehörigen 
Visa-Wamdateinummem ähnlicher Personen an die ersu- 
chende Stelle. Für die Angaben zur betroffenen Organisa- 
tion sind dies Daten nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 so- 
wie die zugehörige Visa- Warndateinummer. Die ersuchende 
Stelle hat alle Daten, die nicht zum Betroffenen oder zur be- 
troffenen Organisation gehören, unverzüglich zu löschen 
und entsprechende Unterlagen zu vernichten. 

(5) Die Visa-Wamdateinummer darf nur im Verkehr mit 
der Visa-Wamdatei genutzt werden. 

(6) Das Bundesverwaltungsamt hat dem jeweiligen Stand 
der Technik entsprechende technische und organisatorische 
Maßnahmen zur Sichemng von Datenschutz und Daten- 
sicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit 
und Unversehrtheit der in der Visa-Wamdatei gespeicherten 
und an die ersuchende Stelle übermittelten Daten gewähr- 
leisten. 

§9 

Übermittlung und Veränderung von Daten 
durch Direkteingabe; 

Datenabruf im automatisierten Verfahren 

(1) Die in § 6 Absatz 1 und § 7 Satz 1 bezeichneten Stel- 
len können auf Antrag zur Übermittlung von Daten durch 
Eingabe mit unmittelbarer Wirkung für den Datenbestand 
(Direkteingabe) und zum Datenabmf nach diesen Vorschrif- 
ten im automatisierten Verfahren zugelassen werden. Das 
Bundesverwaltungsamt erteilt die Zulassung, wenn die be- 
antragende Stelle mitteilt, dass sie die zur Datensichemng 
nach § 9 des Bundesdatenschutzgesetzes erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen 
hat. 

(2) Das automatisierte Abmfverfahren darf nur einge- 
richtet werden, wenn es wegen der Vielzahl der Übermitt- 
lungsersuchen oder der besonderen Eilbedürftigkeit unter 
Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Betrof- 
fenen angemessen ist. 

(3) Das Bundesverwaltungsamt unterrichtet den Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei- 
heit von der Zulassung unter Angabe der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen, die nach Mitteilung der zu- 
gelassenen Stelle getroffen wurden. 

(4) Die Stellen, die Daten direkt eingeben dürfen, haben 
zuvor durch Abmf im automatisierten Verfahren festzustel- 
len, ob zum Betroffenen oder zur betroffenen Organisation 
bereits ein Datensatz besteht. Die zu übermittelnden Daten 
sind einem bereits bestehenden Datensatz zuzuordnen. Zu- 
vor sind Zweifel an der Identität der Person oder Organisa- 
tion, deren Daten in der Datei gespeichert sind, mit der Per- 
son oder Organisation, deren Daten zugeordnet werden sol- 
len, auszuräumen. Hierzu sind vom Bundesverwaltungsamt 
Daten ähnlicher Personen zur Identitätsprüfung und Identi- 
tätsfeststellung an die dateneingebende Stelle zu übermit- 
teln. Übermittelte Daten, die unrichtig geworden sind oder 
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deren Unrichtigkeit sich nachträglich herausgestellt hat, 
sind durch Direkteingabe unverzüglich zu berichtigen oder 
zu löschen. § 8 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Das Bundesverwaltungsamt hat sicherzustellen, dass 
nur die Eingabe der jeweils zur Übermittlung zugelassenen 
Daten technisch möglich ist, die zu speichernden Daten zu- 
vor auf ihre Schlüssigkeit geprüft und gespeicherte Daten 
durch die Verarbeitung nicht ungewollt gelöscht oder un- 
richtig werden. 

(6) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Direktein- 
gabe trägt die eingebende Stelle. Die Verantwortung für die 
Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt die abrufende Stelle. 
Das Bundesverwaltungsamt überprüft die Zulässigkeit der 
Abrufe nur, wenn dazu Veranlassung besteht. Abrufe von 
Daten aus der Datei im automatisierten Verfahren dürfen 
nur von Bediensteten vorgenommen werden, die vom Leiter 
ihrer Behörde hierzu besonders ermächtigt sind. 

§ 10 

Zweckbestimmung und weitere Verwendung 
der Daten 

Die ersuchende Behörde darf die übermittelten Daten nur 
zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihr übermittelt wor- 
den sind. Eine Weiterübermittlung ist nicht zulässig. 

§ 11 

Protokollierungspflicht bei Datenübermittlung 

( 1 ) Das Bundesverwaltungsamt protokolliert für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle bei jedem Zugriff auf die Datei 

1 . den Zeitpunkt des Zugriffs, 

2. die Angaben, die die Feststellung der aufgerufenen Da- 
tensätze ermöglichen, 

3. die Datenveränderung, 

4. die für den Zugriff verantwortliche Dienststelle, 

5. die für den Zugriff verantwortliche Person sowie 

6. den Zweck des Zugriffs. 

(2) Im Fall der Übermittlung nach § 4 oder nach den §§ 6 
bis 9 umfasst die Protokollierung auch 

1 . die übermittelten Daten, 

2. den Zweck der Übermittlung, 

3. die übermittelnde Stelle und 

4. die Stelle, an die übermittelt wird. 

(3) Die Auswertung der Protokolldaten ist nach dem 
Stand der Technik zu gewährleisten. Die protokollierten Da- 
ten dürfen nur verwendet werden 

1. für Zwecke der Datenschutzkontrolle und der Datensi- 
cherung, 

2. zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes der 
Datenverarbeitungsanlage oder 

3. zur Erfüllung des Auskunftsanspruchs nach § 12. 

Sie sind durch geeignete Maßnahmen gegen unberechtigten 
Zugriff zu sichern. 

(4) Die Protokolldaten sind nach zwölf Monaten zu lö- 
schen, sofern sie nicht für ein bereits eingeleitetes Kontroll- 
verfahren benötigt werden. 


§ 12 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Das Bundesverwaltungsamt erteilt dem Betroffenen 
auf Antrag unentgeltlich Auskunft über die zu seiner Person 
gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft 
dieser Daten beziehen, den Zweck der Speicherung und die 
Empfänger oder die Kategorien von Empfängern, an die 
Daten übermittelt werden sowie über Funktionsweise und 
Aufbau der automatisierten Datenverarbeitung. Der Antrag 
muss die Grundpersonalien enthalten. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit 

1 . die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufga- 
ben der Stelle gefährden würde, die die jeweiligen Daten 
nach § 4 übermittelt hat, 

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder 
sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile 
bereiten würde oder 

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere 
wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines 
Dritten, geheim gehalten werden müssen 

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Aus- 
kunftserteilung zurücktreten muss. Die Entscheidung trifft 
das Bundesverwaltungsamt im Einvernehmen mit der 
Stelle, die die Daten nach § 4 übermittelt hat. 

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner 
Begründung gegenüber dem Betroffenen, wenn durch eine 
Begründung der mit der Ablehnung verfolgte Zweck ge- 
fährdet würde. Die Begründung ist in diesem Fall für eine 
datenschutzrechtliche Kontrolle schriftlich niederzulegen 
und fünf Jahre aufzubewahren. Sie ist durch geeignete Maß- 
nahmen gegen unberechtigten Zugriff zu sichern. Der Be- 
troffene ist darauf hinzuweisen, dass er sich an den Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei- 
heit wenden kann. 

(4) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, ist sie 
auf sein Verlangen dem Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz und die Infonnationsfreiheit zu erteilen. Die Mittei- 
lung des Bundesbeauftragten an den Betroffenen darf keine 
Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der die Daten spei- 
chernden Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weiterge- 
henden Auskunft zustimmt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für betroffene Organisatio- 
nen entsprechend. 

§ 13 

Berichtigung und Löschung 

(1) Das Bundesverwaltungsamt hat unrichtige oder un- 
richtig gewordene Daten unverzüglich zu berichtigen oder 
zu löschen. 

(2) Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn die Spei- 
cherung unzulässig ist, der Speicheranlass nach § 2 nicht 
mehr besteht oder sie für die Erfüllung der Aufgaben der in 
§ 6 Absatz 1 und § 7 Satz 1 bezeichneten Stellen nicht mehr 
erforderlich sind. 

(3) Wamdaten, die aus Anlass einer rechtskräftigen Ver- 
urteilung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 gespeichert 
worden sind und die hierzu nach § 3 Absatz 3 und 4 gespei- 
cherten Daten sind nach folgenden Zeiträumen zu löschen: 
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1. bei einem Strafmaß bis zu drei Monate Freiheitsstrafe 
oder Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen oder Jugendstrafe 
spätestens fünf Jahre nach dem Tag des ersten Urteils, 

2. in den übrigen Fällen spätestens zehn Jahre nach dem 
Tag des ersten Urteils. 

Ohne Rücksicht auf den Lauf der Frist nach Satz 1 werden 
diese Daten gelöscht, werm eine frühere Tilgung im Bun- 
deszentralregister nach § 49 des Bundeszentralregistergeset- 
zes angeordnet wird. § 36 des Bundeszentralregistergeset- 
zes gilt entsprechend. 

(4) Wamdaten nach § 3 Absatz 1 und die hierzu nach § 3 
Absatz 2, 3 und 4 gespeicherten Daten sind im Übrigen spä- 
testens fünf Jahre nach ihrer Speicherung zu löschen. 

§ 14 

Sperrung 

(1) Die Löschung unterbleibt, weim Grund zu der An- 
nahme besteht, dass durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen eines Betroffenen oder einer betroffenen Organi- 
sation beeinträchtigt werden, ln diesen Fällen hat das Bun- 
desverwaltungsamt die Daten zu sperren und die Daten dür- 
fen nur für den Zweck übermittelt und genutzt werden, für 
den die Löschung unterblieben ist. 

(2) Das Bundesverwaltungsamt hat den Datensatz des 
Betroffenen zu sperren, soweit die Richtigkeit vom Be- 
troffenen bestritten wird und weder die Richtigkeit noch die 
Unrichtigkeit von der Stelle, die die Daten übemiittelt hat 
oder vom Bundesverwaltungsamt festgestellt werden kann. 
Gesperrte Daten sind mit einem Sperrvermerk zu versehen. 
Sie dürfen außer zur Prüfung der Richtigkeit ohne Ein- 
willigung des Betroffenen nicht verarbeitet oder genutzt 
werden. 

§ 15 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Nä- 
heres zu bestimmen 

1. zu den Daten, die nach § 3 gespeichert werden und zu 
den Daten, die nach den §§ 6 und 7 übermittelt werden, 

2. zu den Voraussetzungen und dem Verfahren zur Über- 
mittlung von Daten an das Bundesverwaltungsamt durch 
die in den §§ 4 und 5 Absatz 4 bezeichneten öffentlichen 
Stellen, 

3. zu den Voraussetzungen und zum Verfahren der Über- 
mittlung von Daten nach den §§ 6 und 7 durch das Bun- 
desverwaltungsamt, 

4. zum Verfahren nach § 6 Absatz 2, 

5. zu den Voraussetzungen und zum Verfahren der Daten- 
übermittlung nach den §§ 8 und 9, 

6. zu den Voraussetzungen und dem Verfahren der Aus- 
kunft nach § 12 und der Löschung nach § 13, 

7. zum Verfahren der Sperrung nach § 14. 

§ 16 

Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 

Von den in diesem Gesetz oder auf Grund dieses Geset- 
zes getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens der 
Länder kann nicht durch Landesrecht abgewichen werden. 


§ 17 

Evaluation 

Die Bundesregierung wird die Anwendung dieses Geset- 
zes drei Jahre nach seinem Inkrafttreten evaluieren. 

Artikel 2 

Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 25. Februar 2008 (BGBl. 1 S. 162), das zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 72 
folgende Angabe zu § 72a eingefügt: 

„§ 72a Abgleich von Visumantragsdaten zu Sicherheits- 
zwecken“. 

2. Nach § 72 wird folgender § 72a eingefügt: 

„§ 72a 

Abgleich von Visumantragsdaten zu Sicherheitszwecken 

(1) Daten, die im Visumverfahren von der deutschen 
Auslandsvertretung zur visumantragstellenden Person, 
zum Einlader und zu Personen, die durch Abgabe einer 
Verpflichtungserklärung oder in anderer Weise die Si- 
cherung des Lebensunterhalts garantieren oder zu sons- 
tigen Referenzpersonen im Inland erhoben werden, wer- 
den zur Durchführung eines Abgleichs zu Sicherheits- 
zwecken an das Bundesverwaltungsamt übermittelt. Das 
Gleiche gilt für Daten nach Satz 1, die eine Auslandsver- 
tretung eines anderen Schengen-Staates nach Artikel 8 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) an 
eine deutsche Auslandsvertretung zur Entscheidung über 
den Visumantrag übermittelt hat. Eine Übermittlung 
nach Satz 1 oder Satz 2 erfolgt nicht, wenn eine Daten- 
übermittlung nach § 73 Absatz 1 Satz 1 erfolgt. 

(2) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 werden in 
einer besonderen Organisationseinheit des Bundesver- 
waltungsamtes in einem automatisierten Verfahren mit 
Daten aus der Datei im Sinne von § 1 Absatz 1 des Anti- 
terrordateigesetzes (Antiterrordatei) zu Personen abge- 
glichen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sie 

1. einer terroristischen Vereinigung nach § 129a des 
Strafgesetzbuchs, die einen internationalen Bezug 
aufweist, oder einer terroristischen Vereinigung nach 
§ 129a in Verbindung mit § 129b Absatz 1 Satz 1 des 
Strafgesetzbuchs mit Bezug zur Bundesrepublik 
Deutschland angehören oder diese unterstützen oder 

2. einer Gruppierung, die eine solche Vereinigung un- 
terstützt, angehören oder diese unterstützen oder 

3. rechtswidrig Gewalt als Mittel zur Durchsetzung in- 
ternational ausgerichteter politischer oder religiöser 
Belange anwenden oder eine solche Gewaltanwen- 
dung unterstützen, vorbereiten, befürworten oder 
durch ihre Tätigkeiten vorsätzlich hervorrufen oder 

4. mit den in Nummer 1 oder Nummer 3 genannten Per- 
sonen nicht nur flüchtig oder in zufälligem Kontakt 
in Verbindung stehen und durch sie weiterführende 
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Hinweise für die Aufklärung oder Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus zu erwarten sind, soweit 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie von 
der Planung oder Begehung einer in Nummer 1 ge- 
nannten Straftat oder der Ausübung, Unterstützung 
oder Vorbereitung von rechtswidriger Gewalt im 
Sinne von Nummer 3 Kenntnis haben. 

Die Daten der in Satz 1 genannten Personen werden 
nach Keimzeichnung durch die Behörde, welche die Da- 
ten in der Antiterrordatei gespeichert hat, vom Bundes- 
kriminalamt an die besondere Organisationseinheit im 
Bundesverwaltungsamt für den Abgleich mit den Daten 
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 übermittelt und dort gespei- 
chert. Durch geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen ist sicherzustellen, dass kein unberechtigter 
Zugriff auf den Inhalt der Daten erfolgt. 

(3) Im Fall eines Treffers werden zur Feststellung von 
Versagungsgründen nach § 5 Absatz 4 oder zur Prüfung 
von sonstigen Sicherheitsbedenken gegen die Erteilung 
des Visums die Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 an die 
Behörden übermittelt, welche Daten zu dieser Person in 
der Antiterrordatei gespeichert haben. Diese übermitteln 
der zuständigen Auslandsvertretung über das Bundesver- 
waltungsamt unverzüglich einen Hinweis, wenn Versa- 
gungsgründe nach § 5 Absatz 4 oder sonstige Sicher- 
heitsbedenken gegen die Erteilung des Visums vorliegen. 

(4) Die bei der besonderen Organisationseinheit im 
Bundesverwaltungsamt gespeicherten Daten nach Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2 werden nach Durchführung des 
Abgleichs nach Absatz 2 Satz 1 unverzüglich gelöscht; 
weim der Abgleich einen Treffer ergibt, bleibt nur das 
Visumaktenzeichen gespeichert. Dieses wird gelöscht, 
sobald bei der besonderen Organisationseinheit im Bun- 
desverwaltungsamt feststeht, dass eine Mitteilung nach 
Absatz 3 Satz 2 an die Auslandsvertretung nicht zu erfol- 
gen hat, andernfalls dann, wenn die Mitteilung erfolgt ist. 

(5) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Behörden dürfen 
die ihnen übermittelten Daten speichern und nutzen, so- 
weit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben er- 
forderlich ist. Übermittlungsregelungen nach anderen 
Gesetzen bleiben unberührt. 

(6) Das Bundesverwaltungsamt stellt sicher, dass im 
Fall eines Treffers der Zeitpunkt des Datenabgleichs, die 
Angaben, die die Feststellung der abgeglichenen Daten- 
sätze ermöglichen, das Ergebnis des Datenabgleichs, die 
Weiterleitung des Datensatzes und die Verarbeitung des 
Datensatzes zum Zwecke der Datenschutzkontrolle pro- 
tokolliert werden. Die Protokolldaten sind durch geeig- 
nete Maßnahmen gegen unberechtigten Zugriff zu 
sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr 
ihrer Erstellung folgt, zu vernichten, sofern sie nicht für 
ein bereits eingeleitetes Kontrollverfahren benötigt wer- 
den. 

(7) Das Bundesverwaltungsamt hat dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechende technische und organi- 
satorische Maßnahmen zur Sicherung von Datenschutz 
und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Ver- 
traulichkeit und die Unversehrtheit der in der besonderen 
Organisationseinheit gespeicherten und übenuittelten 
Daten gewährleisten. 


(8) Die datenschutzrechtliche Verantwortung für das 
Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 
trägt die Behörde, die die Daten in die Antiterrordatei 
eingegeben hat. Die datenschutzrechtliche Verantwor- 
tung für die Durchführung des Abgleichs trägt das Bun- 
desverwaltungsamt. Das Bundeskriminalamt ist daten- 
schutzrechtlich dafür verantwortlich, dass die übermit- 
telten Daten den aktuellen Stand in der Antiterrordatei 
widerspiegeln. 

(9) Die Daten nach Absatz 2 Satz 2 werden berichtigt, 
wenn sie in der Antiterrordatei berichtigt werden. Sie 
werden gelöscht, wenn die Voraussetzungen ihrer Spei- 
cherung nach Absatz 2 Satz 1 entfallen sind oder die Da- 
ten in der Antiterrordatei gelöscht wurden. Für die Prü- 
fung des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen für 
die Speicherung der Daten nach Absatz 2 Satz 2 gilt § 1 1 
Absatz 4 des Antiterrordateigesetzes entsprechend. 

Artikel 3 

Änderung der Aufenthaltsverordnung 

§ 69 Absatz 2 der Aufenthaltsverordnung vom 25. No- 
vember 2004 (BGBl. 1 S. 2945), die zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 1 Buchstabe c werden folgende 
Buchstaben d und e eingefügt: 

„d) Geschlecht, 

e) abweichende Namensschreibweisen, andere Namen 
und frühere Namen, soweit vorhanden,“. 

2. Die bisherigen Buchstaben d bis g werden die Buch- 
staben f bis i. 

3. Nummer 2 Buchstabe h wird durch folgende Buchstaben 
h und i ersetzt: 

„h) das Vorliegen einer Verpflichtungserklärung nach 
§ 66 Absatz 2 oder § 68 Absatz 1 des Aufenthalts- 
gesetzes und die Stelle, bei der sie gegebenenfalls 
vorliegt sowie Familieimame, Vornamen, Geburts- 
datum, Geburtsort, Geschlecht, Anschrift und 
Staatsangehörigkeit und, soweit vorhanden, abwei- 
chende Namensschreibweisen sowie andere und frü- 
here Namen der Personen, die Einladungen ausge- 
sprochen haben oder durch Abgabe einer Verpflich- 
tungserklärung oder in anderer Weise die Sicherung 
des Lebensunterhaltes garantieren sowie zu sonsti- 
gen Referenzpersonen, 

i) zusätzlich zu den Daten nach Buchstabe h die Be- 
zeichnung und Anschrift der Organisation sowie, 
soweit vorhanden, Sitz, Aufgabenstellung oder Wir- 
kungsbereich und die Bezeichnung und der Ort des 
Registers, in das die Organisation eingetragen ist so- 
wie die Registemummer der Organisation, wenn die 
benannte Person für eine Organisation handelt.“ 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des 18. auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Anlass und Zielsetzung des Entwurfs 

Zur effektiven Bekämpfung von Visummissbrauch ist es er- 
forderlich, Infonnationen über alle Personen und Unterneh- 
men, die bereits mit rechtswidrigem Verhalten im Visum- 
verfahren oder mit rechtskräftigen Verurteilungen wegen 
bestimmter Straftaten mit Bezug zum Visumverfahren oder 
mit sonstigem Auslandsbezug aufgefallen sind, in einer zen- 
tralen Datei zu speichern und den Austausch dieser Infor- 
mationen zwischen den an den Visumverfahren beteiligten 
Stellen zu gewährleisten. 

Während Daten zu Visumantragsteilem bereits in der Visa- 
datei des Ausländerzentralregisters gespeichert werden, 
können Daten zu Einladem, Verpflichtungsgebem und Be- 
stätigenden bisher für Zwecke des Visumverfahrens nicht 
zentral gespeichert werden. Nach den Erkenntnissen der 
Polizeibehörden des Bundes und der Länder wurden aber in 
Deutschland wohnhafte Einlader als Schleuser und Men- 
schenhändler tätig und rechtskräftig vemrteilt. 

Den Auslandsvertretungen sind Informationen zu rechts- 
widrigem Verhalten im Visumverfahren derzeit nur sehr ein- 
geschränkt gezielt zugänglich. Informationen zu Einladem 
dürfen zwar seit dem Inkrafttreten des Zuwandemngsgeset- 
zes am 1. Januar 2005 in der jeweiligen Auslandsvertretung 
in einer örtlichen Datei gespeichert werden. Ergänzend 
haben die Auslandsvertretungen seit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union am 28. August 2007 
die Möglichkeit, die Daten aus der örtlichen Datei im Ein- 
zelfall untereinander zu übermitteln. Einlader, Verpflich- 
tungsgeber und sonstige Referenzpersonen, die mit rechts- 
widrigem Verhalten im Zusammenhang mit einem Visum- 
verfahren aufgefallen sind, dürfen jedoch bisher nicht in 
einer zentralen, automatisiert abmfbaren Datenbank für 
Zwecke des Visumverfahrens gespeichert werden, ln Er- 
mangelung einer solchen zentralen Erkenntnisquelle sind 
die deutschen Auslandsvertretungen deshalb noch nicht in 
der Lage, den einzelnen Visumantrag in angemessener Zeit 
mit der erforderlichen Intensität zu prüfen. Menschenhandel 
und Schleusung kann deshalb in der Regel nicht zeitnah (bei 
der Antragstellung) erkannt, das heißt, von der ordnungs- 
gemäßen Einladung, Verpflichtung oder Bestätigung unter- 
schieden und unterbunden werden. 

Die Daten dieser Personen müssen in allen Fällen recher- 
chefähig sein. Es ist nicht ausreichend, wenn in Einzelfällen 
die Daten aus den Einladerdateien, die lokal in der jeweili- 
gen Auslandsvertretung nach § 69 der Aufenthaltsverord- 
nung geführt werden, mit einer anderen Auslandsvertretung 
ausgetauscht werden. Voraussetzung für die Datenübertra- 
gung im Einzelfall ist, dass bei der anfragenden Auslands- 
vertretung bereits ein konkreter Verdacht für den Miss- 
brauch des Visumverfahrens vorhanden ist. Eine Weitergabe 
von Informationen an alle Auslandsvertretungen ist nicht 
vorgesehen. Im Übrigen kann auf diese Weise ein Einlader 
nicht erkannt werden, der mit seinen Aktivitäten bereits auf- 
fällig geworden, gegebenenfalls auch rechtskräftig verur- 


teilt worden ist und seine Aktivitäten dosiert und über meh- 
rere Auslandsvertretungen weiterhin ausübt. Folglich muss 
für die Auslandsvertretungen eine Gesamtrecherchierbar- 
keit gewährleistet sein, um solche Personen in jedem Fall 
erkennen zu können. 

Zur effektiven Bekämpfung von Visummissbrauch ist es 
deshalb erforderlich, mit Informationen über Personen, die 
bereits mit bestimmten, der Rechtsordnung widersprechen- 
den Verhaltensweisen im Visumverfahren, oder mit rechts- 
kräftigen Verurteilungen wegen bestimmter Straftaten mit 
Bezug zum Visumverfahren oder sonstigem Auslandsbezug 
aufgefallen sind, wie geschildert zu verfahren, weil sie 
Anlass zu besonderer Wachsamkeit in potenziellen weiteren 
Visumverfahren bieten. Dies gilt bei Organisationen, die 
wegen falscher Angaben der für sie handelnden Person auf- 
gefallen sind, entsprechend. 

Getrennt von einer auf den Zugriff der Visumbehörden be- 
schränkten Visa-Wamdatei wird ein neues Verfahren zum 
Abgleich der Visumantragsdaten mit den Erkenntnissen der 
Sicherheitsbehörden zu Personen mit Verbindung zum inter- 
nationalen Terrorismus eingeführt. Damit soll auch bei 
Staatsangehörigen und Personengruppen, bei denen eine 
Visumpflicht besteht und deren Visumanträge nicht nach 
§ 73 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes einer Prüfung durch 
die Sicherheitsbehörden unterliegen, eine Rückmeldung an 
die Auslandsvertretungen ermöglicht werden, wenn Perso- 
nen aus dem terroristischen Umfeld beabsichtigen, nach 
Deutschland einzureisen. 

Hierzu übermitteln die Auslandsvertretungen die Visuman- 
tragsdaten an eine im Bundesverwaltungsamt einzurich- 
tende besondere Organisationseinheit. Das Bundeskriminal- 
amt übermittelt seinerseits bestimmte Daten aus der Anti- 
terrordatei. 

II. Gesetzgebungszuständigkeit des Bnndes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 4 (Aufenthalts- und Nieder- 
lassungsrecht der Ausländer) in Verbindung mit Artikel 72 
Absatz 2 des Grundgesetzes. Ohne bundeseinheitliche 
Regelungen zur Visa-Wamdatei wäre ein ordnungsgemäßes 
länderübergreifendes visum- und aufenthaltsrechtliches 
Verfahren nicht möglich. Angesichts der Sensibilität der zur 
Speichemng vorgesehenen Personendaten muss es für den 
Betroffenen von vomeherein u. a. erkennbar sein, welche 
Daten wie lange gespeichert werden, unabhängig vom 
Standort der am Visumverfahren beteiligten Ausländer- 
behörde. Dies gilt umso mehr, als das Visumverfahren 
schon bislang bundeseinheitlich geregelt ist und die Visa- 
Wamdatei in dieses Verfahren nur als weiterer Baustein in- 
tegriert werden soll. Letzteres gilt auch für das mit der Ein- 
fügung von § 72a in das Aufenthaltsgesetz neu vorgesehene 
Datenabgleichsverfahren. Es gilt, die Rechtseinheit zu wah- 
ren, weil die Prüfung von Versagungsgründen und sonstigen 
Sicherheitsbedenken auf der Gmndlage von Landesrecht 
eine nicht hinnehmbare Rechtszersplittemng zur Folge 
hätte, welche die außenpolitischen Beziehungen der Bun- 
desrepublik Deutschland unzumutbar behindern würde. Wie 
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bisher ist deshalb eine bundesgesetzliche Regelung zur 
Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse 
erforderlich. 

III. Ausschluss abweichenden Landesrechts 

Die Daten der Visa- Warndatei sollen in erster Linie die na- 
tionalen Behörden im Visumverfahren und das Datenab- 
gleichsverfahren auch die Sicherheitsbehörden unterstützen. 
Die genannten Behörden sind überwiegend dezentral orga- 
nisiert, daher ist eine zentrale Bereitstellung von Infomia- 
tionen über Personen, die in der Visa-Wamdatei gespeichert 
werden sollen, notwendig, um die Tatsachengrundlage von 
behördlichen Entscheidungen zu verbreitern. 

Der Zweck der Visa- Warndatei besteht darin, Visumbehör- 
den im Rahmen des Visumverfahrens nähere Informationen 
zu den am Verfahren beteiligten Personen zu übermitteln, 
die zuvor mit rechtswidrigem Verhalten in Zusammenhang 
mit dem Visumverfahren oder Straftaten mit sonstigem 
Auslandsbezug aufgefallen sind. Anhand der Daten der 
Visa-Wamdatei können Entscheidungen im Visumverfahren 
so besser vorbereitet werden. 

Vor diesem Hintergmnd muss die Visa- Warndatei auf ein- 
heitlichen Verfahrensregelungen zum informationstechni- 
schen Bereitstellen und Abmfen von Daten basieren. Nur 
wenn die Daten, die an die Datei übermittelt werden müs- 
sen, und die entsprechenden Verfahrensregelungen allen 
übermittelnden Behörden mit gmndsätzlich verbindlicher 
Wirkung vorgeschrieben werden, kann die Visa-Wamdatei 
ihre Aufgaben erfüllen und Daten vorrätig halten, die für 
Zwecke der Auslandsvertretungen und der Ausländerbehör- 
den im Visumverfahren und der Bundespolizei als Visum- 
behörden oder zur Prüfung der Zurückweisung oder Zu- 
rückschiebung eines Visuminhabers an zentraler Stelle 
kurzfristig abmfbar benötigt werden. Es kann mithin nicht 
in das Belieben der zuliefemden Behörde gestellt werden, 
welche Daten zu welchen Zeitpunkten und in welchem Ver- 
fahren an die Visa-Wamdatei übermittelt werden. Das Visa- 
Warndateigesetz bildet daher einen in Artikel 84 Absatz 1 


Satz 5 des Gmndgesetzes vorgesehenen Anwendungsfall 
eines besonderen Bedürfnisses bundeseinheitlicher Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens ohne Abweichungsmög- 
lichkeit der Länder. 

IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union, 
insbesondere den Artikeln 35 und 36 der Verordnung (EG) 
Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft 
(Visakodex), vereinbar. Demgegenüber enthält die Ver- 
ordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. Juli 2009 über das Visa-Informations- 
system (VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mit- 
gliedstaaten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt 
(VIS-Verordnung) nur Regelungen über die Datenspeiche- 
rang bei Erteilung von Visa für kurzfristige Aufenthalte 
(Schengen- Visa), nicht aber bei Erteilung von Visa für län- 
gerfristige Aufenthalte für das Bundesgebiet (nationale 
Visa). Der Umfang der im Zusammenhang mit der Visumer- 
teilung zu speichernden Daten von Einladem und Verpflich- 
tungsgebem, die alternativ gespeichert werden können, ist 
in der Verordnung nur für das VIS abschließend geregelt. 

V. Finanzielle Auswirkungen 

1. Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungen 

Durch dieses Gesetz entstehen der Wirtschaft keine sonsti- 
gen Kosten, da sie nicht direkt von den Regelungen betrof- 
fen ist. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 

2. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Die durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehenden 
Kosten verteilen sich wie folgt: 

Kosten der Errichtung und des Betriebs der Visa-Wamdatei: 



Bereitstellung 
der Anwendung 

IT-Infrastraktur 
(inkl. Netz- 
anbindung) 

Weiterentwicklung 
und Wartung 
der Anwendung 

Support und Pflege 
der Hardware 

Leitungskosten 

Jahr 1 
(2012) 

3 512 000 € 

1 992 000 € 




Jahr 2 
(2013) 

878 000 € 

498 000 € 



114 000 € 

Jahr 3 
(2014) 



640 000 € 

311 000 € 

114 000 € 

Jahr 4 
(2015) 



640 000 € 

311 000 € 

114 000 € 

Ab Jahr 5 
(2016 ff.) 



640 000 € 

311 000 € 

114 000 € 
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Ab dem sechsten Jahr ist des Weiteren mit IT-Ersatzbe- 
schaffungen zu rechnen. 

Kostenfolgen für das Abgleichsverfahren sind hier nicht be- 
rücksichtigt. 

Es ist beabsichtigt, bei der Errichtung auf eine im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums des Innern beste- 
hende IT-lnfrastruktur zurückzugreifen; die daraus resul- 
tierenden Synergieeffekte tragen zur Deckung des Bedarfs 
bei und sind in der o. a. Kostenaufstellung bereits berück- 
sichtigt. 

Für die Wahrnehmung der Fachaufgabe und den Betrieb der 
Visa-Wamdatei werden 23 zusätzliche Planstellen/Stellen 
benötigt. Die jährlichen Personalkosten betragen im ersten 
Jahr knapp 1,6 Mio. Euro. Beim Auswärtigen Amt und sei- 
nen Auslandsvertretungen ist zusätzlich mit einem erhöhten 
Verwaltungsaufwand mit Auswirkungen auf die Sach- und 
Personalkosten zu rechnen, der jedoch durch die zu er- 
wartenden Verbesserungen im Visumverfahren gerechtfer- 
tigt ist. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln für die Visa- 
Wamdatei soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 06 
ausgeglichen werden. 

Den Sicherheitsbehörden (Polizei und Nachrichtendienst) 
entsteht durch die Einrichtung des Abgleichsverfahrens und 
die Anpassung der Quellsysteme ein erhöhter Verwaltungs- 
aufwand, der auch Auswirkungen auf die Sach- und Per- 
sonalkosten haben wird und der derzeit noch nicht konkret 
bezifferbar ist. 

3. Bürokratiekosten 

ln den §§ 4 und 5 Absatz 4 des Visa-Wamdateigesetzes 
werden die Stellen genannt, die Informationspflichten tref- 
fen. Danach werden deutsche Auslandvertretungen, mit der 
polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
betraute Behörden, Ausländerbehörden, die Staatsanwalt- 
schaften und das Bundesamt für Justiz zur Übermittlung 
von Informationen verpflichtet. 

Die Informationspfiichten betreffen personenbezogene Da- 
ten nach § 3 des Visa-Wamdateigesetzes. Die Regelungen 
dieses Gesetzes haben nur die Speicherang und Verwen- 
dung von Daten zum Gegenstand. Die Erhebung und damit 
die Informationsbeschaffiing ergibt sich aus anderen Nor- 
men und ist daher in diesem Gesetzentwurf nicht geregelt. 

Durch die neu eingeführten Informationspflichten werden 
die Bürokratiekosten in der Tendenz zunächst leicht anstei- 
gen. Da die gewonnenen Informationen jedoch als Infonna- 
tionspool für andere Behörden dienen, die derartige Infor- 
mationen anderenfalls mit voraussichtlich wesentlich höhe- 
ren Bürokratiekosten anfordern und auswerten müssten, 
kaim bei gesamthafter Betrachtung sogar ein Rückgang der 
Bürokratiekosten als Folge der Gesetzesänderang nicht aus- 
geschlossen werden. 

a) Bürokratiebelastungen für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten neu 
eingeführt, geändert oder abgeschafft. 

b) Bürokratiebelastungen für die Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger werden zwei Infomiations- 
pflichten neu eingeführt und keine Informationspflichten 


geändert oder abgeschafft. Diese Informationspflichten sind 
im Einzelnen: 

§12 Absatz 1 VWDG Antragserfordernis für Auskunft 

über die zur Person des Betroffenen 
gespeicherten Daten, 

§ 14 Absatz 2 VWDG Antragserfordernis bei Bestreiten 
der Richtigkeit gespeicherter Daten 
gegenüber dem Bundes- 
verwaltungsamt. 

Dabei handelt es sich zum einen um die Pflicht von Bür- 
gerinnen und Bürgern, soweit sie Auskunft über die zu 
Ihnen in der Datei gespeicherten Informationen wünschen, 
hierzu einen entsprechenden Antrag auf Auskunft beim 
Bundesverwaltungsamt zu stellen. Die daraus resultieren- 
den bürokratischen Belastungen werden insgesamt auf 
ca. 0,22 Stunden pro Fall geschätzt. 

Die Informationspflicht richtet sich an 3 000 Personen. Die 
Fallzahl ergibt sich aus entsprechenden Selbstauskünften 
(3 000 pro Jahr) aus dem Ausländerzentralregister. Die Ex- 
ante-Schätzung ergab pro Antrag eine Bearbeitungszeit von 
rund 13 Minuten. Hinzu kommen Portokosten in Höhe von 
1 Euro pro Fall. 

Ferner geht es um die Speicherang von Warndaten mit Ein- 
willigung des Betroffenen. Schließlich ist eine Information 
seitens der Bürgerinnen und Bürger an das Bundesverwal- 
tungsamt erforderlich, soweit sie die Richtigkeit der gespei- 
cherten Daten bestreiten. Die daraus resultierenden büro- 
kratischen Belastungen werden insgesamt auf ca. 0,63 Stun- 
den pro Fall geschätzt. 

Die Informationspflicht richtet sich an 60 Personen. Die 
Zahl ergibt sich aus 20 Fällen, die pro Jahr beim Bundesver- 
waltungsamt für das Ausländerzentralregister gezählt wer- 
den. Dieses Fallaufkommen kaim mit dem Faktor drei mul- 
tipliziert werden, um alle Fälle des Ausländerzentralregis- 
ters zu erfassen, denn die Betroffenen wenden sich überwie- 
gend an die dateneinstellenden Behörden. Für die Visa- 
Wamdatei wird mit einem ähnlichen Niveau der Bestrei- 
tensfälle pro Jahr gerechnet. Die Ex-ante-Schätzung ergab 
pro Antrag eine Bearbeitungszeit von rund 38 Minuten. 
Hinzu kommen weitere Kosten in Höhe von 3 Euro pro Fall 
(Portokosten von 2 Euro und Kopierkosten von 1 Euro). 


c) Bürokratiebelastungen für die Verwaltung 


Für die Verwaltung werden 13 Infonnationspflichten neu 
eingeführt und keine Informationspflichten geändert oder 
abgeschafft. Diese Informationspflichten sind im Einzelnen: 


§ 4 VWDG 

§ 5 Absatz 1 Satz 3 
und Absatz 4 Satz 2 
VWDG 

§ 5 Absatz 4 VWDG 

§ 6 Absatz 1 VWDG 


Verpflichtung zur 
Datenübermittlung nach § 3, 

unverzügliche Unterrichtung 
des Bundesverwaltungsamt 
bei unrichtigen 
oder unvollständigen Daten, 

Mitteilung des Bundesamtes 
für Justiz nach § 39 oder § 49 
des Bundeszentralregistergesetzes, 

Überaiittlung von Daten 
an das Auswärtige Amt oder die 
deutschen Auslandsvertretungen, 
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§ 7 Satz 1 VWDG Datenübermittlung der in § 3 

Absatz 1 bis 3 bezeichneten Daten, 

§ 8 Absatz 4 VWDG Übermittlung von Daten zur 

Identitätsprüfung und -feststellung, 

§ 9 Absatz 1 Satz 2 Zulassungserteilung, 

VWDG 


nen, die mit rechtswidrigem Verhalten im Zusammenhang 
mit einem Visumverfahren oder bestimmten Straftaten mit 
Auslandsbezug auffällig geworden sind, bei Handlungen im 
Visumverfahren erkeimbar werden, so dass die Sachbear- 
beitung den entsprechenden Antrag sachgerecht prüfen 
kann und gegebenenfalls auch Gegenmaßnahmen ergriffen 
werden können. 


§ 9 Absatz 3 VWDG Unterrichtungspflicht des Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit, 


§11 VWDG Protokollierungspflicht 

bei Datenübermittlungen, 


§ 12 Absatz 1 VWDG Auskunft an den Betroffenen, 

§ 12 Absatz 4 VWDG Mitteilung an den Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit 
auf Verlangen des Betroffenen, 


§ 14 Absatz 1 Satz 3 Einholen der Einwilligung 
und Absatz 2 Satz 3 des Betroffenen zur Verarbeitung 
VWDG und Nutzung gesperrter Daten, 


§ 72a Absatz 3 Satz 2 Mitteilung von Versagungs- 
AufenthG gründen an die Auslandsvertretung. 


d) Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung 
Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen wurden nach 
§ 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes und § 2 der Gemein- 
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien anhand der 
Arbeitshilfe „Gender Mainstreaming bei der Vorbereitung 
von Rechtsvorschriften“ der Interministeriellen Arbeits- 
gruppe Gender Mainstreaming geprüft. Das Gesetz hat 
gleichstellungspolitisch weder positive noch negative Aus- 
wirkungen. 

e) Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 

Das Vorhaben entspricht den Absichten der Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie. Die Indikatoren und Management- 
regeln der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie sind nicht 
einschlägig. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Visa-Warndateigesetz) 

Zu§l 
Zu Absatz 1 

Die Datei zur Vermeidung von Visummissbrauch (Visa- 
Warndatei) wird beim Bundesverwaltungsamt (registerfüh- 
rende Stelle) geführt, das über weit reichende Erfahrungen 
im Umgang mit zentralen Dateien sowie durch seine Ein- 
bindung in das Visaerteilungsverfahren über die notwendige 
Sachnähe und entsprechende Übermittlungswege verfügt. 
Das Bundesverwaltungsamt ist speichernde (verantwort- 
liche) Stelle im Sinne von § 3 Absatz 7 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes. 

Zweck der Datei ist in erster Linie die Unterstützung der für 
die Visaerteilung zuständigen Stellen bei der Entscheidung 
über Visaanträge. Darüber hinaus dient die Datei mittelbar 
der besseren Kontrolle und Koordinierung der Visaertei- 
lungspraxis. Dadurch soll gewährleistet werden, dass Perso- 


Die Visa-Wamdatei soll darüber hinaus den Ausländerbe- 
hörden und der Bundespolizei und sonstigen mit grenzpoli- 
zeilichen Aufgaben betrauten Stellen die bei der Wahrneh- 
mung der in den Nummern 2 und 3 bezeichneten Aufgaben 
notwendigen Informationen vermitteln. 

Zu Absatz 2 

Durch die strikte Zweckbindung wird klargestellt, dass das 
Bundesverwaltungsamt die übermittelten Daten nur zur 
Führung des Registers und der im Gesetz vorgesehenen 
Zwecke der Visa- Warndatei verwenden darf. Ausführliche 
gesetzliche Zweckbestimmungen, wonach Datenübermitt- 
lungen an das Bundesverwaltungsamt nur zum Zwecke der 
Speicherung der Daten in der Visa-Wamdatei erfolgen dür- 
fen und die Speicherung in der Datei erfolgt, damit die Da- 
ten für die im Gesetz vorgesehenen Übermittlungen an die 
jeweils bezeichneten Stellen zur Verfügung stehen, sind da- 
neben nicht erforderlich. 

Zu §2 

§ 2 normiert die Speicheranlässe für die Visa-Wamdatei. 

Zu Absatz 1 

Die Speicherang von Wamdaten ist zulässig für Personen 
ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, die im Zusammenhang 
mit einer der in Absatz 1 genannten Straftaten auffällig ge- 
worden sind, indem sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
entweder wegen der vollendeten oder - im Fall von Ver- 
suchsstrafbarkeit - der versuchten Begehung solcher Delikte 
als Täter oder Teilnehmer rechtskräftig zu Geld- oder Frei- 
heitsstrafe einschließlich der Jugendstrafe verurteilt worden 
sind (Nummer 1). Dabei handelt es sich um Straftaten nach 
dem Aufenthaltsgesetz, Straftaten nach dem Schwarzar- 
beitsbekämpfungsgesetz mit Bezug zu ausländischen Perso- 
nen, Straftaten aus dem Bereich Menschenhandel und Kin- 
derhandel (letztere nur bei tatbestandsinrmanentem Aus- 
landsbezug) und schwerste Delikte nach dem Betäubungs- 
mittelgesetz in den Tatbestandsvarianten der Ein- oder 
Ausfuhr von Betäubungsmitteln. Der Deliktskatalog ist mit 
Blick auf die in § 1 Absatz 1 beschriebenen Zwecke der 
Visa-Wamdatei auf wenige Straftaten beschränkt, die einen 
besonderen Bezug zum Visumverfahren oder einen entspre- 
chenden sonstigen Auslandsbezug aufweisen. 

Nach Nummer 2 werden auch Daten zu Personen gespei- 
chert, die als Visumantragsteller im Visumverfahren ge- 
oder verfälschte Dokumente vorgelegt, beschafft oder her- 
gestellt haben oder authentische Dokumente durch falsche 
Angaben erschlichen haben, u. a. weil diese später als Einla- 
der, Verpflichtungsgeber oder sonstige Referenzperson tätig 
werden können. Sie ist erforderlich, um die mit der Ertei- 
lung von Visa betrauten Stellen in künftigen Verfahren zu 
warnen und sie zu erhöhter Wachsamkeit und Sorgfalt und 
insbesondere zur Kontaktaufnahme mit denjenigen Behör- 
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den zu veranlassen, die die jeweiligen Warnhinweise gemel- 
det haben. Auf diese Weise sollen die Erkenntnisse der be- 
teiligten Behörden wechselseitig nutzbar gemacht werden 
und die Visumentscheidung auf eine umfassendere Erkennt- 
nisgrundlage gestützt werden. 

Nach Nummer 3 werden diejenigen Personen gespeichert, 
die im Visumverfahren falsche Angaben als Einlader, Ver- 
pflichtungsgeber oder sonstige Referenzperson gemacht ha- 
ben oder als Verpflichtungsgeber die übernommenen Ver- 
pflichtungen bei Inanspruchnahme nicht erfüllt haben. Mit 
der Formulierung „in anderer Weise“ in Buchstabe b wer- 
den über die bei den Ausländerbehörden als Muster vor- 
liegenden Verpflichtungserklärungen im Sinne des Auf- 
enthaltsgesetzes hinaus auch solche Erklärungen erfasst, die 
- wie nicht selten gegenüber Auslandsvertretungen - form- 
los oder entsprechend eines von der jeweiligen Organisation 
ausgestellten Musters abgegeben werden. 

Satz 2 regelt die Erfassung von Wamdaten auch zur Organi- 
sation. Diese werden nur erfasst, wenn eine natürliche Per- 
son für die Organisation als Einlader, Verpflichtungsgeber 
oder sonstige Referenzperson eine Erklärung abgegeben 
und dabei falsche Angaben gemacht hat. 

Zu Absatz 2 

Eine besondere Form der Wamdaten regelt Absatz 2. Zu na- 
türlichen Personen und Organisationen dürfen, soweit eine 
entsprechende Einwilligung vorliegt, Daten gespeichert 
werden, die bereits missbräuchlich ohne Kenntnis der recht- 
mäßigen Dateninhaber genutzt wurden. Hierdurch wird 
rechtmäßig Handelnden die Möglichkeit eröffnet, sich ge- 
genüber der rechtswidrigen Nutzung ihrer Daten abzugren- 
zen und weiteren Missbrauch zu verhindern. Dabei soll be- 
reits die Befürchtung ausreichen, dass dies geschehen sein 
könnte. Dadurch können sie weiterhin selbst als Einlader, 
Verpflichtungsgeber oder sonstige Bestätigende im Visum- 
verfahren auftreten, ohne einen unberechtigten Hinweis 
auszulösen. Auch für Erklämngen, die zur Nutzung im 
Visumverfahren abgegeben, aber widerrufen wurden, soll 
eine entsprechende freiwillige Speichermöglichkeit einge- 
räumt werden. Die Löschung der Daten erfolgt spätestens 
nach fünf Jahren, vgl. § 13 Absatz 4. 

Zu §3 

§ 3 normiert die Speicherinhalte der Visa- Warndatei. 

Die Wamdaten werden nicht antragsbezogen, sondern - wie 
im Ausländerzentralregister - personenbezogen gespei- 
chert. Folglich kommt es nicht stets zu einer kompletten 
Neuspeicherang von Daten, sondern es sind Ergänzungen 
von Daten (Zuspeichemngen) möglich. Die Daten teilen 
sich stets in Pflichtdaten, die in Absatz 1 Satz 2 erster Teil- 
satz benannt werden, und solche Daten auf, deren Speiche- 
mng unter dem Vorbehalt des Vorhandenseins entsprechen- 
der Informationen stehen (Absatz 1 Satz 2 zweiter Teilsatz). 
Im Einzelnen: 

Zu Absatz 1 

Die verpflichtende Speicherang der Vornamen, des Fami- 
liennamens, des Geschlechts, des Geburtsdatums, des Ge- 
burtsortes, und der Staatsangehörigkeit dient der Identifi- 
zierung der nach § 2 zu speichernden Personen. Diese 
Pflichtdaten sind mit Teilen der Grundpersonalien des § 3 


Nummer 4 des AZR-Gesetzes identisch und sorgen auf 
Grund überwiegend veränderungsfesten Inhalts für eine 
zielgenaue Identifizierung und ggf. Zuordnung zu einem 
bestehenden Datensatz. Der Geburtsort ist wie der Vorname, 
das Geschlecht und das Geburtsdatum ein veränderangsfes- 
tes Suchkriterium und somit für eine zielgenaue Suche unter 
begrenzter Hinzuziehung eines Ähnlichenservices (§ 8 
Absatz 4) notwendig. Die Staatsangehörigkeit als Datum ist 
für die gleich geartete Suchqualität auch über andere Daten, 
wie dem Ausländerzentralregister, notwendig, da über die 
Staatsangehörigkeit die Suchphonetik der Anwendung 
gesteuert wird. Abweichende Namenschreibweisen und 
andere oder frühere Namen werden gespeichert, sofern sie 
vorhanden sind; sie erhöhen ihrerseits die Suchqualität und 
sind im Bereich von Warndaten nicht selten. 

Im Fall von Wamdaten zu natürlichen Personen, die für eine 
Organisation gehandelt haben, also in den Fällen des § 2 
Absatz 1 Satz 2, werden zu der natürlichen Person zusätz- 
liche Informationen zur Organisation, für die gehandelt 
wurde, gespeichert. Pflichtdaten sind hier die Bezeichnung 
der Organisation und deren Anschrift. Darüber hinaus sind 
bei Speicherungen mit Organisationsbezug vorhandene Da- 
ten zum Sitz der Organisation, zur Aufgabenstellung oder 
zum Wirkungskreis und zur amtlichen Kennung speiche- 
rungsfähig. Alle diese Daten konkretisieren das Umfeld, aus 
dem heraus die Erklärung für einen Visumantragsteller ab- 
gegeben wurde. Derartige Speicherungen von Wamdaten 
mit Bezug zu rechtswidrigem Verhalten im Zusammenhang 
mit dem Visumverfahren oder bei Verurteilungen mit Rele- 
vanz für das Visumverfahren sind erforderlich, weil den 
deutschen Visumbehörden diese Daten zu im Visumverfah- 
ren handelnden Personen bisher nicht vorliegen. Diese ent- 
scheidungsrelevanten Umstände sind jedoch für eine sach- 
gerechte Ermessensausübung des Visumsachbearbeiters er- 
forderlich. Auch im Bereich der organisierten Kriminalität 
und des Terrorismus werden häufig Scheinorganisationen 
vorgeschoben, um Reisezwecke der einreisenden Ausländer 
zu verschleiern. Anknüpfungspunkt ist dabei die für die 
Organisation handelnde natürliche Person. Dieser Anknüp- 
fungspunkt wurde gewählt, da mit krimineller Energie han- 
delnde Personen häufig mehrere Scheinfirmen gründen oder 
so genannte Firmenmäntel erwerben, um dann über schein- 
bare Firmeneinladungen andere Reisezwecke zu verschlei- 
ern. Um hier gegenzusteuem, ist die Kenntnis der für die Or- 
ganisation handelnden Person, die Bezeichnung der Organi- 
sation und deren Anschrift zwingend für eine automatisierte 
Zuordnung erforderlich. Das Speichern der Bezeichnung 
und des Ortes des Registers (z. B. Handelsregister, Vereins- 
register), in das die Organisation eingetragen ist, sowie der 
Registemummer der Organisation erleichtert die Identifi- 
zierbarkeit namensgleicher oder -ähnlicher Organisationen. 

Gespeichert wird auch der Anlass nach § 2. Die Kenntnis 
des konkreten Rechtsgrundes der Speicherung von Wara- 
daten - im Fall rechtskräftiger Verurteilungen die Kenntnis 
der Strafvorschrift aus dem Katalog des § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 , wegen derer die Verurteilung erfolgt ist - ist für 
die Aufgabenerfüllung der zugriffsbefugten Stellen von ent- 
scheidender Bedeutung. 

Zu Absatz 2 

Der Absatz regelt die zu speichernden Daten im Fall der 
freiwilligen Speicherung nach § 2 Absatz 2. 
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Zu Absatz 3 

Da in der Visa-Wamdatei nicht sämtliche im konkreten Ein- 
zelfall entscheidungsrelevanten Daten gespeichert werden, 
ist es erforderlich, erkennen zu können, welche Stelle 
Zuspeicherungen getätigt hat und über weitergehende Sach- 
verhaltsinformationen unter einem mitgeteilten Geschäfts- 
zeichen verfügt. Aus dem Übermittlungsdatum lassen sich 
Aussagen zur Aktualität von Informationen und zu notwen- 
digen Änderungen, im Fall der Organisation etwa bei Infor- 
mationen zu Anschriften, ableiten. 

Zu Absatz 4 

Zu rechtskräftigen Verurteilungen werden neben dem nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 gespeicherten Hinweis auf die 
verletzte Strafnorm aus dem Katalog des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und den Daten nach Absatz 3 als so ge- 
nannte Hilfsdaten die Daten gespeichert, die für das Funk- 
tionieren der Datei erforderlich sind, weil das Bundesver- 
waltungsamt §6 Absatz 2 und §7 Satz 2 sowie §13 
Absatz 3 nur bei Kennntnis dieser zusätzlichen Daten zur 
Verurteilung anwenden kann. Eine (Rück-)Übermittlung der 
nach Absatz 4 gespeicherten Hilfsdaten ist nur an die Stelle 
zulässig, die die Daten übermittelt hat. 

Zu §4 

Die Vorschrift bestimmt abschließend, welche öffentlichen 
Stellen verpflichtet sind, dort vorliegende Daten an das 
Bundesverwaltungsamt zu übermitteln. Es handelt sich um 
die Stellen, bei denen die in § 3 bezeichneten Daten an- 
fallen. 

Zur Datenübermittlung verpflichtet sind diejenigen Stellen, 
denen Dokumente im Zusammenhang mit einem Antrag auf 
Erteilung eines Visums vorgelegt werden, d. h. vor allem 
die Auslandsvertretungen (Nummer 1). Diese Datenüber- 
mittlung beginnt bereits mit den entsprechenden Ersuchen 
nach den §§ 6 und 7. Daneben sind es nach Nummer 2 die 
Ausländerbehörden, die u. a. nach § 68 Absatz 1 des Auf- 
enthaltsgesetzes berechtigt sind, Verpflichtungserklärungen 
im Visumverfahren entgegenzunehmen. Übermittlungs- 
pflichtig sind zudem nach Nummer 3 die Grenzkontrollstel- 
len im Rahmen der Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs und im Zusammenhang mit Entscheidungen über 
die Zurückweisung oder Zurückschiebung eines Visuminha- 
bers. Hinsichtlich rechtskräftiger Verurteilungen wegen der 
in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genarmten Straftaten ha- 
ben die Staatsanwaltschaften zu übermitteln (Nummer 4). 

Zu §5 

Die Verantwortung gegenüber dem Bundesverwaltungsamt 
für die Zulässigkeit der Übermittlung sowie für die Richtig- 
keit und Aktualität der übermittelten Daten liegt bei der 
übennittelnden Stelle, weil nur diese den genauen Sachver- 
halt kermt, der Anlass für eine Übermittlung und Speiche- 
rung der Daten ist. Die Verpflichtung des Bundesverwal- 
tungsamt zu unverzüglicher Berichtigung oder Löschung 
unrichtiger oder unrichtig gewordener Daten sichert die 
Aktualität der Datei. Die Regelungen dienen der Unterstüt- 
zung des Bundesverwaltungsamt bei der Datenpflege. Da- 
nach haben die übermittelnden Stellen das Bundesver- 


waltungsamt zu unterrichten, wenn von ihnen übermittelte 
Daten unrichtig geworden sind oder hierfür Anhaltspunkte 
vorliegen. Das Bundesverwaltungsamt hat mithilfe der im 
Rahmen der Absätze 3 und 4 erhaltenen Informationen nach 
§13 Absatz 1 die Löschung zu prüfen und gegebenenfalls 
zu veranlassen. Die verantwortlichen Stellen bereinigen den 
Datenbestand durch Änderung oder Löschung, soweit sie 
zur Direkteingabe zugelassen sind. Absatz 4 stellt sicher, 
dass im Fall der Anordnung der Nichtaufnahme in das Füh- 
rungszeugnis gemäß § 39 des Bundeszentralregistergesetzes 
Daten nur noch an Stellen mit Auskunftsrecht nach §41 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes übermittelt wer- 
den. Die Rechtsfolge einer Tilgung nach § 49 des Bundes- 
zentralregistergesetzes ergibt sich aus § 13 Absatz 3. 

Zu §6 
Zu Absatz 1 

Das Auswärtige Amt und die deutschen Auslandvertretun- 
gen sollen künftig im Rahmen der Abfrage Auskunft zu 
Personen erhalten, die mit Warndaten in der Visa- Warndatei 
gespeichert sind. Für die visumerteilenden Stellen ist es für 
die Prüfung des Visumantrags von Bedeutung, ob eine be- 
teiligte Person bereits mit rechtswidrigen Handlungen mit 
Bezug zum Visumverfahren oder mit insoweit relevanten 
Verurteilungen aufgefallen ist. In Kenntnis dieser Umstände 
karm die visumerteilende Stelle die notwendige Prüfungsin- 
tensität des einzelnen Visumantrags besser einschätzen und 
somit gegebenenfalls zielgerichtete Nachfragen starten. Zu- 
gleich kann das Fehlen von Eintragungen zu Wamdaten die 
Entscheidung zur Erteilung eines Visums erleichtern. Bei 
der Rückmeldung an die visumerteilenden Stellen werden 
neben dem Rechtsgrund der Speicherung (§ 3 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4) auch die Anzahl der Speicherungen und 
weitere Daten nach § 3 Absatz 3 mitgeteilt. 

Zu Absatz 2 

Daten zu rechtskräftigen Verurteilungen bilden in einem eng 
begrenzten Bereich solche Daten ab, die im Bundeszentral- 
registergesetz ebenfalls zur Speicherung gelangen. Die im 
Bereich des Bundeszentralregistergesetzes getroffenen Re- 
gelungen sollen durch die Einrichtung einer Visa-Wamdatei 
nicht unterlaufen werden. So bilden die Regelungen des 
§ 32 ff. des Bundeszentralregistergesetzes zum Inhalt des 
Fühmngszeugnisses, aber auch die Regelung des § 41 des 
Bundeszentralregistergesetzes zum Umfang der Auskunft 
die Rahmenbedingungen für die Übermittlung von Vemrtei- 
lungen an Behörden des Absatzes 1. Behörden, die keinen 
unbegrenzter Zugriff auf Daten des Bundeszentralregisters 
besitzen, werden nur Daten zur Kenntnis gebracht, die ihnen 
zur Erfüllung der konkreten Aufgabe unter Beachtung jedes 
denkbaren Inhalts des Bundeszentralregisters über ein Füh- 
rangszeugnis mitzuteilen wären. Dies wird durch Aufnahme 
einer Schwelle im Sinne des § 32 Absatz 2 Nummer 5 des 
Bundeszentralregistergesetzes bereits in vielen Fällen ge- 
währleistet. Im Rahmen der Übermittlung an Behörden, die 
nicht oder jedenfalls bei Erfüllung der konkreten Aufgabe 
nicht unter § 4 1 des Bundeszentralregistergesetzes fallen, ist 
insbesondere die Frist des § 34 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und b des Bundeszentralregistergesetzes zu 
beachten. 
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Insgesamt besteht mit den zur Verfügung gestellten Daten 
ein wirkungsvolles Unterstützungsinstrument für ein ord- 
nungsgemäßes Visumverfahren. 

Zu §7 

Der Zugriff auf Wamdaten ist vornehmlich für die Aus- 
landsvertretungen erforderlich, die ebenso wie das Auswär- 
tige Amt nach § 6 Absatz 1 Auskunft aus der Visa-Wamda- 
tei erhalten. Daneben bestimmt § 7 abschließend die weite- 
ren Behörden, die Zugriff auf die Daten in der Visa-Wamda- 
tei erhalten. Auch für diese Behörden ist die Kenntnis dieser 
Daten für deren jeweilige Aufgabenstellung erforderlich. 

Zu Satz 1 
Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Das Tätigwerden der mit der polizeilichen Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden als 
Visumbehörden bei der Erteilung eines Ausnahme- Visums 
nach § 14 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes geschieht in 
einer Sondersituation, in der der Antragsteller das herkömm- 
liche Visumantragsverfahren über die deutschen Auslands- 
vertretungen außer Betracht lässt. Diesen Behörden an der 
Grenze steht - im Gegensatz zu den Auslandsvertretungen - 
lediglich ein knappes Zeitfenster für die Entscheidung zwi- 
schen der Erteilung eines Ausnahme-Visums oder der Zu- 
rückweisung (Einreiseverweigerung) zur Verfügung. Dabei 
ist die „Belege- bzw. Aktenlage“ zur Entscheidung meistens 
erheblich dürftiger. Eine Aufforderung, ergänzende Belege 
etc. zur Entscheidung - wie dies im regulären Visumverfah- 
ren möglich ist - vorzulegen, scheidet aus Zeitgründen zu- 
meist aus. Umfängliche Nachforschungen sind insbesondere 
zur Unzeit kaum möglich. Bei der Entscheidung über die Er- 
teilung eines Ausnahme-Visums sind die Daten nach § 3 
Absatz 1 , 2 und 3 erforderlich, um die vom Visumantragstel- 
ler vorgelegten Belege dahin gehend zu prüfen, ob die Ertei- 
lungsvoraussetzungen nach den Artikeln 35 und 36 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der 
Gemeinschaft (Visakodex) (u. a. Bestätigung von Personen 
bzw. Organisationen im Sinne des § 2 für einen unvorherseh- 
baren zwingenden Einreisegrund) vorliegen. 

Zu Buchstabe b 

Den mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten- 
den Verkehrs beauftragten Behörden obliegt die Prüfung der 
Einreisevoraussetzungen u. a. bei visumpflichtigen Drittaus- 
ländem. Die Erteilung eines Visums durch eine Auslands- 
vertretung ist keine Entscheidung über einen „Einreisean- 
spruch“ in das Bundesgebiet. Die Entscheidung über die 
Einreise obliegt vielmehr allein den Grenzbehörden. Im 
Rahmen der Prüfung der Einreisevoraussetzungen können 
die Grenzbehörden Erkenntnisse gewinnen, die - trotz ord- 
nungsgemäßer Visumerteilung an der Auslandsvertretung - 
zur Zurückweisung bzw. — im Fall der bereits erfolgten Ein- 
reise an einer Binnengrenze - zur Zurückschiebung des Drit- 
tausländers und damit zum Widerruf des Visums (§51 des 
Aufenthaltsgesetzes) führt. Insbesondere die Erkeimtnisse 
aus der konkreten Kontrollsituation, verbunden mit den dann 
zu erzielenden Erkenntnissen zu Personen bzw. Organisatio- 


nen im Sinne des § 2 sind hierbei von besonderer Bedeutung. 
Dabei sind diese Daten erforderlich, um Zweifel an den vor- 
liegenden Einreisevoraussetzungen des Drittausländers zu 
erhärten oder - zugunsten des Visuminhabers - auszuräu- 
men. Die Zuständigkeit der mit der polizeilichen Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 
für den Widerruf eines Visums im Fall der Zurückweisung 
oder Zurückschiebung ergibt sich aus § 7 1 Absatz 3 
Nummer 3 Buchstabe a des Aufenthaltsgesetzes. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Ausländerbehörden können anhand von Warndaten nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 die Belastbarkeit einer Ver- 
pflichtungserklärung nach § 66 Absatz 2 und § 68 Absatz 1 
des Aufenthaltsgesetzes besser einschätzen. 

Zu Buchstabe b 

Die Ausländerbehörden müssen auch im Fall der Prüfung 
einer Visumverlängerung Zugriff auf die für die Zwecke des 
Visumverfahrens zentral in der Visa-Wamdatei gespeicher- 
ten Erkenntnisse haben. 

Zu Satz 2 

Auch bei der Datenübermittlung an die mit der polizeilichen 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden und an die Ausländerbehörden gelten die Be- 
schränkungen aus dem Bundeszentralregistergesetz entspre- 
chend. 

Zu §8 
Zu Absatz 1 

Es ist eine allgemeine datenschutzrechtliche Voraussetzung, 
dass die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Erfüllung der 
Aufgaben erforderlich ist. Die ersuchende Stelle trägt die 
Verantwortung, dass diese Voraussetzung gegeben ist. 

Zu Absatz 2 

Aus Gründen der zweifelsfreien Identifizierung des Betrof- 
fenen soll eine fernmündliche Datenübermittlung ausge- 
schlossen werden. 

Zu Absatz 3 

Die Übermittlung der Daten des Betroffenen oder der be- 
troffenen Organisation setzt eine zweifelsfreie Feststellung 
der Identität des Betroffenen bzw. der betroffenen Organisa- 
tion voraus. Diese ist durch die Visa-Wamdateinummer 
stets gewährleistet. Falls die Visa-Wamdateinummer nicht 
bekaimt ist, muss das Übermittlungsersuchen alle verfügba- 
ren personenbezogenen Daten des Betroffenen nach § 3 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 enthalten, um der speichernden 
Stelle die zweifelsfreie Identifizierung zu ermöglichen. 

Zu Absatz 4 

In den Fällen der Datenübermittlung nach den §§ 6 und 7 ist 
das Bundesverwaltungsamt berechtigt, die in § 3 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 bezeichneten Daten ähnlicher Per- 
sonen an die ersuchende Stelle zu übermitteln, wenn sie auf 
Gmnd der ihr im Übermittlungsersuchen übermittelten Da- 
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ten nicht selbst zur Feststellung der Identität des Betroffe- 
nen in der Lage ist (sog. Ähnlichenservice). Es obliegt dann 
der ersuchenden Stelle, die Identität zweifelsfrei festzustel- 
len. Erst nachdem das geschehen ist, dürfen ihr die Wam- 
daten des Betroffenen übermittelt werden. Die nicht zum 
Betroffenen gehörenden Daten sind dann unverzüglich zu 
löschen. Entsprechendes gilt für die Identifizierung einer 
betroffenen Organisation. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift beschränkt den Umgang mit der Visa-Wam- 
dateinummer auf den Verkehr mit der Visa-Wamdatei. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift trägt den Vorgaben des Bundesdatenschutz- 
gesetzes Rechnung. 

Zu §9 

Zu den Absätzen 1 bis 3 

Im Hinblick auf das Erfordernis größtmöglicher Aktualität 
der Datei und wegen der Notwendigkeit, auf der Grundlage 
der aus dieser Datei zu übermittelnden Daten schnelle Ent- 
scheidungen treffen zu köimen, ist es unerlässlich, die 
Datenübermittlung im Wege der Direkteingabe bzw. den 
Datenabruf im automatisierten Verfahren vorzusehen. Nur 
so bleibt z. B. auch weiterhin gewährleistet, dass es nicht zu 
Verzögerungen bei der Bearbeitung von Visumanträgen 
kommt. Der Zeitraum, innerhalb dessen die für die Ent- 
scheidung über den Visumantrag notwendigen Informatio- 
nen eingeholt werden können, soll durch die Einführung der 
Visa-Wamdatei nicht verlängert werden. Die Einrichtung 
des Verfahrens zur Datenübermittlung im Wege der Direkt- 
eingabe und des automatisierten Abmfverfahrens setzt 
allerdings voraus, dass die notwendigen Datenschutz- und 
Datensichemngsmaßnahmen durchgeführt werden und die 
in § 10 Absatz 2 bis 4 des Bundesdatenschutzgesetzes bzw. 
in entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. Dazu gehört auch die Unter- 
richtung des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit über die zur Direkteingabe und zum 
Datenabmf im automatisierten Verfahren zugelassenen Stel- 
len und die getroffenen Datensichemngsmaßnahmen. 

Zu den Absätzen 4 bis 6 

Die Verpflichtung, vor einer Datenübermittlung im Wege 
der Direkteingabe festzustellen, ob zum Betroffenen bereits 
ein Datensatz besteht, folgt aus dem Gmndsatz, dass alle 
Daten des Betroffenen in einem Datensatz zusammenzufas- 
sen sind (vgl. Begründung zu § 3 am Anfang). Für die Fest- 
stellung der Identität des Betroffenen oder der betroffenen 
Organisation gelten dieselben Gmndsätze wie bei Ersuchen 
zur Datenübermittlung durch das Bundesverwaltungsamt 
(vgl. Begründung zu § 8 Absatz 4). Dieses hat auf Gmnd 
der ihm in dieser Funktion obliegenden Gesamtverantwor- 
tung für die Datei datenverarbeitungstechnisch sicherzustel- 
len, dass keine anderen als die zugelassenen Stellen Daten 
eingeben können und eine Speichemng nur möglich ist, 
wenn nach einer automatisiert durchzuführenden Prüfung 
die Schlüssigkeit der Daten festgestellt worden ist. Anderer- 
seits ist allein die direkt eingebende bzw. automatisch abra- 


fende Stelle dafür verantwortlich, dass die Dateneingabe 
beziehungsweise der Datenabmf im automatisierten Verfah- 
ren im Einzelfall zulässig sind, wie in Absatz 6 allgemein 
geregelt ist. Zum Zwecke der Identifiziemng einer Person 
werden keine Speicheranlässe vom Bundesverwaltungsamt 
an die ersuchende Stelle übermittelt. 

Zu §10 

Die Verwendung der Daten ist auf den Zweck beschränkt, 
der Anlass für das Ersuchen war. 

Zu § 11 

Die Pflicht, Protokolle bei jeder Datenübennittlung bzw. je- 
dem Datenabmf zu fertigen, obliegt dem Bundesver- 
waltungsamt. Die Aufzeichnungen sind in erster Linie für 
Zwecke der Datenschutzkontrolle bestimmt. Sie enthalten 
die hierfür erforderlichen Angaben. Das Bundesverwal- 
tungsamt darf sie darüber hinaus nur zur Sicherstellung 
eines ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbeitungsan- 
lage verwenden, wenn sie dafür benötigt werden. Aufzeich- 
nungen sind vor unberechtigtem Zugriff zu schützen. Die 
Protokolldaten werden nach zwölf Monaten gelöscht, es sei 
deim, sie werden für ein bereits eingeleitetes und noch nicht 
abgeschlossenes Kontrollverfahren. 

Zu § 12 

Die Regelung orientiert sich am Auskunftsanspmch des Be- 
troffenen nach § 19 des Bundesdatenschutzgesetzes und 
§ 34 des AZR-Gesetzes. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht § 19 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 7 
des Bundesdatenschutzgesetzes. Die Auskunftserteilung 
setzt beim Bundesverwaltungsamt die Überzeugung voraus, 
dass die gespeicherten Daten dem Betroffenen zuzuordnen 
sind. Abweichungen bei Einzeldaten können auf fehlerhaf- 
ten Speicherangen bemhen und begründen keine Aus- 
kunftsverweigemng. Das nähere Verfahren regelt die zu er- 
lassende Rechts Verordnung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt Einschränkungen des Auskunftsanspmchs 
wegen Vorrangs öffentlicher Interessen. Die Regelung ent- 
spricht im Wesentlichen § 1 9 Absatz 4 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes. Die Frage der Gefährdung der Aufgaben- 
erfüllung soll das Bundesverwaltungsamt als Registerbe- 
hörde nicht ohne Einvernehmen derjenigen öffentlichen 
Stelle entscheiden, die die Daten übermittelt hat. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung orientiert sich an § 1 9 Absatz 5 des Bundes- 
datenschutzgesetzes. Diese Vorschrift stellt sicher, dass der 
mit Absatz 2 bezweckte Schutz für die bezeichneten öffent- 
lichen Stellen nicht durch eine Verpflichtung, die Aus- 
kunftsverweigemng zu begründen, unterlaufen wird. Die 
Möglichkeit einer Überprüfung der Entscheidung durch den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informa- 
tionsfreiheit ist vorgesehen. 
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Zu Absatz 4 

Die Vorschrift regelt die Auskunft an den Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit auf 
Verlangen des Betroffenen; sie entspricht im Wesentlichen 
§19 Absatz 6 des Bundesdatenschutzgesetzes. Da auch der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informa- 
tionsfreiheit den üblichen Geheimschutzvorschriften unter- 
liegt ist in Satz 2 bestimmt, dass die Mitteilung des Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei- 
heit an den Betroffenen keine Rückschlüsse auf den Stand 
der Erkenntnisse der einspeichemden Stelle zulassen darf. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift regelt die entsprechende Anwendung der 
Absätze 1 bis 4 für betroffene Organisationen. 

Zu §13 
Zu Absatz 1 

Das Bundesverwaltungsamt hat unrichtige Daten unverzüg- 
lich zu berichtigen oder zu löschen. Es wird hierbei durch 
die in § 5 Absatz 2 und 4 geregelte Pflicht der übermitteln- 
den Stelle unterstützt, unrichtige beziehungsweise unrichtig 
gewordene Daten sowie Anhaltspunkte für eine Unrichtig- 
keit dem Bundesverwaltungsamt mitzuteilen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung beschränkt den Eingriff in das Recht auf infor- 
mationeile Selbstbestimmung der gespeicherten Personen. 

Zu Absatz 3 

Warndaten zu rechtskräftigen Verurteilungen werden spä- 
testens nach zehn Jahren gelöscht. Nach den Regelungen 
des Bundeszentralregistergesetzes kann je nach Höhe des 
Strafmaßes auch eine längere Speicherdauer für Verur- 
teilungen wegen der in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
bezeichneten Straftaten in Betracht kommen. Jedoch sind 
im Regelungszusammenhang der Visa- Warndatei auch in 
einem Vergleich mit dem Ausländerzentralregister (§18 
Absatz 1 Satz 1, § 19 Satz 2 der Durchführungsverordnung 
zum Ausländerzentralregistergesetz - AZRG-DV) zehn Jahre 
sachgerecht. 

Bei Speicherungen und Löschungen von rechtskräftigen 
Verurteilungen dürfen Regelungen des Bundeszentralregis- 
tergesetzes nicht unterlaufen werden. Hier erfolgt eine 
Abbildung des Regelungsinhaltes von § 46 Absatz 1 Num- 
mer 1 des Bundeszentralregistergesetzes in Satz 1 Num- 
mer 1. Verurteilungen zu Freiheitsstrafe bis zu drei Monate, 
Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen oder Jugendstrafe werden 
fünf Jahre nach dem Tag des ersten Urteils gelöscht. 

Zu Absatz 4 

Für Wamdaten, die nicht auf Grund einer rechtskräftigen Ver- 
urteilung gespeichert wurden, aber von Relevanz im Visum- 
verfahren sein können, ist generell eine Löschfrist von fünf 
Jahren angemessen. Die gleich lautende Frist besteht bereits 
auf europäischer Ebene für das Visa-Informationssystem 
(VIS), welches jedoch nur für Schengen- Visa gilt und allein 
auf den Visumantragsteller fokussiert um Visumshopping, 
also den Versuch ein Visum an diversen Auslandsvertretun- 
gen der Schengen-Partner zu erlangen, zu verhindern. 


Zu § 14 
Zu Absatz 1 

Die Löschung von Wamdaten unterbleibt, wenn anzunehmen 
ist, dass hierdurch schutzwürdige Interessen einer betroffenen 
Person oder Organisation beeinträchtigt werden. In diesem 
Fall werden die Daten gesperrt und dürfen nur für den Zweck 
genutzt werden, für den die Löschung unterblieben ist. 

Zu Absatz 2 

Nach dieser Vorschrift sind die Daten zu sperren, wenn der 
Betroffene die Richtigkeit der Daten bestreitet, und sich we- 
der die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der von ihm be- 
strittenen Daten feststellen lässt. Die gesperrten Daten dür- 
fen in diesem Fall ohne seine Einwilligung nicht übermittelt 
werden. 

Zu §15 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium des In- 
nern, mit Zustimmung des Bundesrates nähere Regelungen 
zur Durchfühmng des Gesetzes in einer Rechtsverordnung 
zu treffen (in Anlehnung an die in der Durchführungsver- 
ordnung zum Ausländerzentralregistergesetz getroffenen 
Regelungen). 

Zu §16 

Die zentrale Bereitstellung von Infonnationen über Per- 
sonen, die Erklämngen im Zusammenhang mit dem Visum- 
verfahren abgegeben haben, ist notwendig, weil diese Vor- 
gänge in Deutschland dezentral organisiert sind. Bevor aus- 
länderrechtliche Entscheidungen getroffen werden, muss 
zentral abrafbar sein, ob Infonnationen bei anderen Behör- 
den über die betreffende Person vorliegen und ob deshalb 
eine intensivere Überprüfung des Visumantrags geboten ist. 

Vor diesem Hintergrund muss die Visa-Wamdatei auf ein- 
heitlichen Verfahrensregelungen zum informationstechni- 
schen Bereitstellen und Abmfen von Daten basieren. Nur 
wenn die Daten, die an die zentrale Datei übermittelt wer- 
den müssen, und die entsprechenden Verfahrensregelungen 
allen übermittelnden Behörden mit grundsätzlich verbind- 
licher Wirkung vorgeschrieben werden, kann die Visa- 
Wamdatei ihre Aufgaben erfüllen und Daten vorrätig halten, 
die für Zwecke der Visumbehörden oder anderer Stellen an 
zentraler Stelle kurzfristig abmfbar benötigt werden. Es 
kann mithin nicht in das Belieben der zuliefemden Behörde 
gestellt werden, welche Daten zu welchen Zeitpunkten in 
welchem Verfahren an die Visa-Wamdatei übenuittelt wer- 
den. Das Visa-Wamdateigesetz bildet daher einen in 
Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 des Gmndgesetzes vorgesehenen 
Anwendungsfall eines besonderen Bedürfnisses bundesein- 
heitlicher Regelung des Verwaltungsverfahrens ohne Ab- 
weichungsmöglichkeit der Länder. 

Zur Zweckerfüllung der zentralen Datei müssen insbeson- 
dere mit Blick auf die Vorschriften des Visa-Wamdateige- 
setzes zur Datenübermittlung an die Visa-Wamdatei und die 
Löschung von Daten aus der Datei (§§ 3 bis 9, 13 und 14) 
die übermittelnden Stellen verpflichtet werden, die im Ein- 
zelnen definierten Daten der Visa-Wamdatei zur Verfügung 
zu stellen. Da das Bundesverwaltungsamt die in der Visa- 
Wamdatei gespeicherten Daten informationstechnisch ver- 
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waltet, inhaltlich die Daten aber - von Schlüssigkeits- 
überprüfungen abgesehen - auf ihre Richtigkeit und Aktua- 
lität nicht überprüfen kann, müssen auch die datenübermit- 
telnden Stellen gegenüber dem Bundesverwaltungsamt für 
den Registerinhalt und die Datenpflege zwingend verant- 
wortlich bleiben. 

Unter Bezugnahme auf die Regelungen zur Datenübermitt- 
lung an Dritte aus der Visa-Wamdatei (§§ 6 bis 9) muss 
auch der Datenabruf aus der Visa-Wamdatei einheitlichen 
Verfahrensbestimmungen unterliegen. Insbesondere ist es 
zur Identifiziemng der betreffenden Person, zu der Daten 
aus der Visa-Wamdatei übermittelt werden sollen, unver- 
zichtbar, dass mit bestimmten Personalien bei der Visa- 
Warndatei angefragt werden muss und dass zu Protokollie- 
mngszwecken auch der Zweck des Übermittlungsersuchens 
anzugeben ist. 

Auch die Ermächtigung, durch Rechtsverordnung Näheres 
zu den Daten sowie zu den Voraussetzungen und zum Ver- 
fahren der Datenübermittlung und des Datenabmfs regeln 
zu können, muss verbindlich ausgestaltet sein, ln einer 
Durchfiihmngsverordnung werden die vorgenannten Ver- 
fahrensregelungen im Einzelnen ausgeformt. Diese Verord- 
nung muss daher aus den vorgenannten Gründen ebenfalls 
mit Bindungswirkung versehen sein. 

Zu §17 

Mit der Evaluiemngsklausel soll der Nutzwert der Datei 
überprüft werden. Dabei entspricht die dreijährige Evaluie- 
mngsfrist derjenigen des VIS. Dabei sollte die Evaluiemng 
wissenschaftlichen Maßstäben entsprechen. 

Im Rahmen der Evaluiemng soll unter anderem untersucht 
werden, ob sich die Speichemng von Daten, die bereits in 
dem beim Bundesamt für Justiz geführten Bundeszentral- 
register zentral gespeichert sind, in der neu eingeführten 
Datei als für die Erreichung der Zwecke des Gesetzes not- 
wendig und praktikabel erweist oder ob der erforderliche 
Zugang zu den dort gespeicherten Informationen durch 
direkte Abfrage dieser Register in ähnlich schneller, zuver- 
lässiger sowie praktisch handhabbarer Weise gewährleistet 
wird. Im Rahmen der Evaluiemng soll außerdem unter- 
sucht werden, ob beispielsweise der Katalog der Warnsach- 
verhalte, der Umfang der zugriffsbeschränkenden Regelun- 
gen oder die Speicherfristen praxisgerecht ausgestaltet 
sind. Dabei soll besonderes Augenmerk auf den Wamsach- 
verhalt der falschen Angaben im Visumverfahren durch 
den Einlader, den Verpflichtungsgeber oder die sonstige 
Referenzperson im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 gerichtet werden, weil hiervon nicht nur vor- 
sätzliches, sondern auch fahrlässiges Verhalten erfasst 
wird. Dies gilt insbesondere mit Blick auf Organisationen, 
für die eine Person tätig wird, deren Verhalten sich die Or- 
ganisation nach den vorgesehenen Regelungen zurechnen 
lassen muss. 

Sofern die Evaluiemng ergibt, dass eine weitere Über- 
prüfung der Regelungen erforderlich ist, wird eine Wieder- 
holung der Maßnahme nach angemessenem Zeitablauf 
durchgeführt. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Aufenthaltsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Bei der Anpassung der Inhaltsübersicht handelt es sich um 
eine Folgeänderang zur Einfügung eines neuen § 72a in das 
Aufenthaltsgesetz. Es wird auf die Begründung zum betref- 
fenden Ändemngsbefehl verwiesen. 

Zu Nummer 2 (§ 72a - neu -) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 Satz 1 regelt, dass die im Visumverfahren erhobe- 
nen Daten zur visumantragstellenden Person, zum Einlader, 
zu Personen, die durch Abgabe einer Verpflichtungserklä- 
mng oder in anderer Weise die Sichemng des Lebensunter- 
halts gewähren und zu den sonstigen Referenzpersonen an 
das Bundesverwaltungsamt übermittelt werden. Dies gilt 
nach Satz 2 auch für Visumanträge, die im Falle der konsu- 
larischen Vertretung Deutschlands gemäß Artikel 8 Absatz 1 
des Visakodexes bei einem anderen Schengen-Staat gestellt 
und nach Artikel 8 Absatz 2 des Visakodexes an die zustän- 
dige deutsche Auslandsvertretung übermittelt werden. Zur 
Übermittlung der Daten an das Bundesverwaltungsamt nut- 
zen die Auslandsvertretungen, wie allgeruein in Visuru- 
verfahren, bestehende Kommunikationswege über das Aus- 
wärtige Amt. Anfragen zu Staatsangehörigen und Personen- 
gmppen, die nach § 73 Absatz 1 in Verbindung mit § 73 
Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes der Konsultationspflicht 
unterliegen und an das Bundeverwaltungsamt übermittelt 
werden, werden nicht in das Abgleichsverfahren einbe- 
zogen. 

Zu Absatz 2 

Für den Abgleich der Visumantragsdaten zu Sicherheitszwe- 
cken gemäß Absatz 1 Satz 1 und 2 wird im Bundesverwal- 
tungsamt eine eigene Organisationseinheit eingerichtet. Ent- 
scheidend ist dabei die Trennung der in dem Verfahren nach 
§ 72a abzugleichenden Daten von allen sonstigen Datenbe- 
ständen des Bundesverwaltungsamts. Bei dieser besonderen 
Organisationseinheit erfolgt ein Abgleich mit Daten aus der 
Antiterrordatei zu Personen, bei denen Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, dass sie zu dem Personenkreis des § 2 
Nummer 1 bis 3 des Antiterrordateigesetzes mit Ausnahme 
der so genannten undolosen Kontaktpersonen (§2 Nummer 3 
in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des 
Antiterrordateigesetzes) gehören. 

Absatz 2 Satz 2 verpflichtet die Behörden, die Daten in die 
Antiterrordatei eingegeben haben, zu prüfen, welche Daten 
die Voraussetzungen des Absatz 2 Satz 1 erfüllen, und sie 
dementsprechend zu kennzeichnen. Diese Daten werden 
über das Bundeskriminalamt an das Bundesverwaltungsamt 
für einen Abgleich mit den Visumantragsdaten nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 übermittelt. Für die in den Abgleich 
einzubeziehenden Daten schafft der Entwurf eine Kenn- 
zeichnungspflicht im Sinne des § 3 Absatz 2 des Antiterror- 
dateigesetzes, was die Speicherung der Kermzeichnung in 
der Antiterrordatei aufgrund der bestehenden Vorschriften 
ermöglicht. Die Übermittlung der Daten durch das Bundes- 
kriminalamt an die besondere Organisationseinheit beim 
Bundesverwaltungsamt erfolgt verschlüsselt; § 40 der Allge- 
meinen Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des 
Innern zum materiellen und organisatorischen Schutz von 
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Verschlusssachen (Verschlusssachenanordnung - VSA) ist 
zu beachten. 

Die Daten nach Absatz 2 Satz 1 werden bei der besonderen 
Organisationseinheit im Bundesverwaltungsamt so gespei- 
chert, dass ein Zugriff von Mitarbeitern, der nicht der tech- 
nischen Administration des Abgleichsverfahrens dient, aus- 
geschlossen ist. Beim Bundesverwaltungsamt erfolgt keine 
Sachbearbeitung. 

Für das automatisierte Abgleichsverfahren muss beim Bun- 
desverwaltungsamt eine Umgebung aufgebaut werden, die 
die Anforderungen an eine VS-GEHElM-Umgebung gemäß 
der Verschlusssachenanordnung erfüllt und über eine revi- 
sionssichere Protokollierung sowie eine Anbindung an das 
VS-Netz der Sicherheitsbehörden verfügt. 

Zu Absatz 3 

Satz 1 regelt das Verfahren für den Fall, dass der automati- 
sierte Abgleich einen Treffer generiert. Die Regelung stellt 
sicher, dass die Visumantragsdaten nur im Trefferfall und 
nur an die Sicherheitsbehörden übermittelt werden, welche 
Daten zu dieser Person in die Antiterrordatei eingestellt 
haben. Die Übermittlung der Treffer von der besonderen 
Organisationseinheit des Bundesverwaltungsamts an die 
Sicherheitsbehörden erfolgt über die VS-lnfrastruktur, wel- 
che von den Sicherheitsbehörden im Rahmen des Datenver- 
kehrs bei der Antiterrordatei bereits genutzt wird. 

Die Sicherheitsbehörden prüfen nach Satz 2, ob auf Grund 
der bei ihnen vorliegenden Erkenntnisse gegen die Erteilung 
des Visums Versagungsgründe nach § 5 Absatz 4 des Auf- 
enthaltsgesetzes oder sonstige Sicherheitsbedenken beste- 
hen, und teilen dies der besonderen Organisationseinheit 
beim Bundesverwaltungsamt mit. Da die Daten eines 
Visumantrags bei verschiedenen Sicherheitsbehörden einen 
Treffer generieren können, erfolgt die Rückmeldung an die 
Auslandsvertretung über das Bundesverwaltungsamt erst, 
wenn zu allen Treffern eines Visumantrags eine Mitteilung 
der beteiligten Sicherheitsbehörden bei der besonderen Or- 
ganisationseinheit des Bundesverwaltungsamts eingegan- 
gen ist. Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren prüfen und ggf. Vorschläge fomiulieren, 
die eine effiziente und einheitliche Datenübermittlung zwi- 
schen den beteiligten Behörden im Rahmen des hier gesetz- 
lich vorgesehenen Verfahrens gewährleisten und den Daten- 
und Geheimschutz sicherstellen. Die Rückmeldung des 
Bundesverwaltungsamts an die Auslandsvertretung erfolgt 
bei Nichttreffem innerhalb der Frist, innerhalb derer bislang 
die Visumanträge von Antragstellern, die nicht der Konsul- 
tationspfhcht unterliegen, bearbeitet werden. Liegt im Ein- 
zelfall ein Treffer vor, karm die Rückmeldung länger dau- 
ern. Hierbei teilt die Sicherheitsbehörde der besonderen Or- 
ganisationseinheit im Bundesverwaltungsamt ebenfalls zeit- 
nah, arbeitstäglich regelmäßig iimerhalb von 24 Stunden bis 
höchstens 72 Stunden das Ergebnis der Prüfung mit. 

Zu Absatz 4 

Hier sind die Regelungen zur Löschung der Visumantrags- 
daten aus dem Abgleichsverfahren festgelegt. Im Fall eines 
Treffers wird bei der besonderen Organisationseinheit für 
die spätere Zuordnung der Mitteilung der Sicherheitsbe- 
hörde nur das Aktenzeichen des Visumantrags gespeichert. 
Sobald die Mitteilung bei der Auslandsvertretung eingegan- 


gen ist, wird dieses gelöscht. Wenn die Visumantragsdaten 
beim automatisierten Abgleich keinen Treffer erzielt haben, 
werden sie sämtlich unmittelbar gelöscht. 

Zu Absatz 5 

Die Sicherheitsbehörden dürfen die im Trefferfall übermit- 
telten Daten speichern und nutzen, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Es finden inso- 
weit die für sie geltenden allgemeinen Bestimmungen An- 
wendung. 

Zu Absatz 6 

Dem Bundesverwaltungsamt obliegt die Pflicht, Protokolle 
bei jeder Datenübermittlung zu fertigen. Die Aufzeichnun- 
gen sind für Zwecke der Datenschutzkontrolle bestimmt. 
Sie enthalten die hierfür erforderlichen Angaben. Das Bun- 
desverwaltungsamt darf sie darüber hinaus nur zur Sicher- 
stellung eines ordnungsgemäßen Betriebes der Datenverar- 
beitungsanlage verwenden, wenn sie dafür benötigt werden. 
Aufzeichnungen sind vor unberechtigtem Zugriff zu schüt- 
zen. Die Protokolldaten werden am Ende des Kalenderjah- 
res, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, gelöscht, es sei 
denn, sie werden für ein bereits eingeleitetes und noch nicht 
abgeschlossenes Kontrollverfahren benötigt. 

Zu Absatz 7 

Die Regelung stellt klar, dass das Bundesverwaltungsamt 
die technischen, baulichen und organisatorischen Maßnah- 
men zu treffen hat, die einen unbefugten Zugriff auf die Da- 
ten im Abgleichsverfahren durch eigene Mitarbeiter und 
von Dritten verhindern. 

Zu Absatz 8 

Die datenschutzrechtliche Verantwortung ist bei dem auto- 
matisierten Abgleich der Visumantragsdaten mit den Daten 
aus der Antiterrordatei aufgeteilt. Die Sicherheitsbehörden 
tragen die datenschutzrechtliche Verantwortung dafür, dass 
nur solche Daten in den Abgleich einbezogen werden, die 
die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 erfüllen. Da- 
neben gilt für die Sicherheitsbehörden die datenschutzrecht- 
liche Verantwortung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 des Anti- 
terrordateigesetzes. Das Bundesverwaltungsamt trägt die 
datenschutzrechtliche Verantwortung dafür, dass keine un- 
befugten Personen Zugriff auf die Daten im Abgleichsver- 
fahren erhalten. Das Bundeskriminalamt ist datenschutz- 
rechtlich dafür verantwortlich, dass nur aktuelle Daten aus 
der Antiterrordatei an die besondere Organisationseinheit 
beim Bundesverwaltungsamt übermittelt werden. 

Zu Absatz 9 

Nach Satz 1 müssen Berichtigungen von Daten in der Anti- 
terrordatei auch im Abgleichsverfahren nachvollzogen wer- 
den. 

Nach Satz 2 erste Alternative sind die Sicherheitsbehörden 
verpflichtet, zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Ein- 
beziehung ihrer Daten aus der Antiterrordatei in das 
Abgleichsverfahren noch gegeben sind. Sobald die Voraus- 
setzungen nach Absatz 2 Satz 1 entfallen sind, müssen diese 
Daten aus dem Abgleichsverfahren gelöscht werden. Die 
zweite Alternative regelt den Fall, dass die Voraussetzungen 
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für die Speicherung der Daten in der Antiterrordatei nicht 
mehr gegeben sind. Auch dann müssen die Daten aus dem 
Abgleichsverfahren gelöscht werden. Die Löschungs- 
regelungen des § 11 des Antiterrordateigesetzes, insbeson- 
dere auch die Prüffristen des § 1 1 Absatz 4 des Antiterror- 
dateigesetzes, finden hier Anwendung. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Aufenthaltsverordnung) 

Zu Nummer 1 

Die Ergänzungen sind erforderlich, da nur die Daten seitens 
der Auslandsvertretungen an die Visa-Wamdatei übermittelt 
werden können, die in der Visadatei der einzelnen Aus- 
landsvertretungen nach § 69 der Aufenthaltsverordnung er- 
fasst sind. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. 

Zu Nummer 3 

Auf die Begründung zu Nummer 1 wird verwiesen. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Sie 
stellt 18 Monate Vorlauf für die Umsetzung sicher, da vor 
Inbetriebnahme der Visa-Wamdatei und der Aufnahme des 
Abgleichsverfahrens Ausfühmngsvorschriften und gegebe- 
nenfalls erforderliche Rechtsverordnungen nach § 15 des 
Visa-Wamdateigesetzes erlassen und Vergabeverfahren zur 
technischen Umsetzung durchgeführt werden müssen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat das Regelungsvor- 
haben auf Bürokratiekosten geprüft, die durch Informa- 
tionspflichten begründet werden. 

Mit dem Regelungsvorhaben werden für die Wirtschaft 
keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder auf- 
gehoben. Für Bürgerinnen und Bürger werden zwei Infor- 
mationspflichten eingeführt. Der damit einhergehende büro- 
kratische Aufwand dürfte gering sein. Für die Verwaltung 
werden 1 3 Informationspflichten geschaffen. Der damit ver- 
bundene Aufwand steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Schaffung und Nutzung der Visa-Wamdatei. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher keine Bedenken 
gegen das Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungname des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 885. Sitzung am 8. Juli 2011 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 

(§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a VWDG) 

ln Artikel 1 ist in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch- 
stabe a nach der Angabe „Absatz la,“ die Angabe 
„Absatz 2 Nummer 1,“ einzufügen. 

Begründung 

Bei den in Artikel 1 § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a aufgeführten Katalogstraftaten fehlt § 95 
Absatz 2 Nummer 1 AufenthG (unerlaubte Einreise und 
Aufenthalt entgegen einer vorhergehenden Abschie- 
bung, Zurückweisung etc.). Die in § 95 Absatz 2 
Nummer 1 AufenthG genarmten Straftaten sind höher 
bestraft als die in § 95 Absatz 1 AufenthG genannten. 
Das hätte zur Folge, dass derjenige, der ein schwerwie- 
genderes Delikt begeht, nicht in der Warndatei gespei- 
chert wird. Mit der Einfügung der Katalogstraftat des 
§ 95 Absatz 2 Nummer 1 AufenthG in Artikel 1 § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Gesetzent- 
wurfs wird dies behoben. 

2. Zu Artikel 2 Nummer 2 (§ 72a AufenthG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens sicherzustellen, dass § 72a des Aufent- 
haltsgesetzes so abgefasst wird, dass 

a) die Sicherheitsbehörden nicht ausnahmslos dazu ver- 
pflichtet werden, das Vorhandensein relevanter Er- 
kenntnisse zu offenbaren, 

b) im Falle einer Speicherung desselben Vorfalls in der 
Antiterrordatei durch mehrere Behörden Sicherheits- 
behörden ohne originäre Erkenntnisse nicht zu Mit- 
teilungen verpflichtet werden und 

c) den Auslandsvertretungen nur ein zwischen den 
Sicherheitsbehörden abgestimmter Hinweis übermit- 
telt wird, wenn verschiedene Sachverhalte mehrerer 
Sicherheitsbehörden in der Antiterrordatei nachge- 
wiesen sind. 

Begründung 

Das Verfahren zum Umgang mit den Daten aus der Anti- 
terrordatei ist noch nicht ausreichend durchdacht, wie 
die Begründung zu Artikel 2 § 72a Absatz 3 (Seite 23) 
deutlich macht. Danach will die Bundesregierung erst im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen, wie eine effi- 
ziente und einheitliche Datenübermittlung zwischen den 
beteiligten Behörden gewährleistet und der Daten- und 
Geheimschutz sichergestellt werden kann. 

Dieser Vorbehalt ist jedoch zu eng gefasst, weil er Vor- 
schläge nur „im Rahmen des hier gesetzlich vorgesehe- 
nen Verfahrens“, also auf der Basis des aktuellen Gesetz- 


entwurfs zulassen will. Es ist nicht ersichtlich, wie auf 

dieser Basis eine brauchbare Lösung zustande kommen 

könnte. 

Folgende Probleme gilt es zu vermeiden: 

a) Nach Absatz 2 sind in den Abgleichbestand des Bun- 
desverwaltungsamtes (BVA) ausnahmslos alle Da- 
tensätze aus der Antiterrordatei (ATD) einzustellen, 
die für den Abgleich genutzt werden dürfen. Gleich- 
zeitig verpflichtet Absatz 3 Satz 2 im Trefferfall aus- 
nahmslos diejenigen Behörden, von denen die ATD- 
Daten stammen, der jeweiligen Auslandsvertretung 
über das BVA Mitteilung zu machen, wenn Sicher- 
heitsbedenken gegen die Erteilung des Visums beste- 
hen. 

Daraus folgt, dass die Sicherheitsbehörden im Tref- 
ferfall beim Vorliegen gewichtiger Erkenntnisse 
keine andere Wahl haben, als ihre Erkenntnisse zu of- 
fenbaren. Die Möglichkeit, einen erkaimten Terroris- 
ten mit dem Ziel weiterer Aufklärung kontrolliert 
einreisen zu lassen, wird damit verbaut. Zumindest 
wird eine kontrollierte Einreise nur noch unter Mit- 
wirkung der Auslandsvertretung möglich sein, womit 
sich der Kreis der Eingeweihten unnötig vergrößert. 

b) Wie die Entwurfsbegründung zutreffend erkennt, 
werden in einem Trefferfall vielfach mehrere Sicher- 
heitsbehörden Erkenntnisse zu der Person in der ATD 
gespeichert haben. Dabei wird es sich wiederum häu- 
fig um Erkenntnisse zu demselben Sachverhalt han- 
deln, der von einer der speichernden Stellen stammt. 
Absatz 3 Satz 2 verpflichtet aber jede dieser Stellen, 
eine eigene Sicherheitsbewertung vorzunehmen und 
bei Sicherheitsbedenken die Auslandsvertretung zu 
unterrichten. Möglicherweise hält dabei der Besitzer 
der Ursprungsinformation den Sachverhalt für weni- 
ger kritisch als die davon unterrichtete Sicherheitsbe- 
hörde. Eine Einschätzung muss deswegen der Be- 
hörde Vorbehalten bleiben, von der die Daten ur- 
sprünglich stammen. 

c) Liegen mehrere Sachverhalte vor, ist eine gemein- 
same Einschätzung durch die betroffenen Sicher- 
heitsbehörden erforderlich. Nur so kann verhindert 
werden, dass jede Behörde ihre Erkenntnisse als ir- 
relevant einstuft und einen Hinweis unterlässt, wäh- 
rend die Erkenntnisse in ihrer Gesamtheit bedeutsam 
wären. Eine Zusammenarbeit der speichernden Si- 
cherheitsbehörden mit dem Ziel, zu einer gemein- 
samen Einschätzung zu gelangen, dürfte derzeit ohne 
datenschutzrechtliche Grundlage sein. 

Es wird daher für unumgänglich gehalten, die Moda- 
litäten der Unterrichtung im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens ohne Bindung an den Ent- 
wurfstext zu prüfen. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung ei- 
ner Visa-Wamdatei und zur Änderung des Aufenthaltsgeset- 
zes wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 - § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe a VWDG-E) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Ergänzung des Straftatenkatalogs der Visa-Wamdatei um 
Verurteilungen nach § 95 Absatz 2 Nurumer 1 des Aufent- 
haltsgesetzes (AufenthG) ist aus Sicht der Bundesregiemng 
nicht erforderlich. Hinsichtlich des Visumantragstellers sind 
die entsprechenden Speichemngen im Ausländerzentralregis- 
ter (AZR) ausreichend, das bei Visumantragstellung in Bezug 
auf den Antragsteller abgefragt wird. Dort ist gespeichert, 
wer infolge von Ausweisung, Zurückschiebung oder Ab- 
schiebung nach § 1 1 Absatz 1 Satz 1 AufenthG nicht wieder 
in das Bundesgebiet einreisen und sich hier aufhalten darf, 
vgl. § 2 Absatz 2 Nummer 3 des AZR-Gesetzes. Auch Verur- 
teilungen wegen Straftaten nach § 95 Absatz 2 Nummer 1 
AufenthG werden im AZR gespeichert, vgl. § 2 Nummer 1 1 
des AZR-Gesetzes. Ein Einlader, der wegen § 1 1 AufenthG 
nicht erneut einreisen durfte, hat nicht notwendig ein Fehlver- 
halten im Zusammenhang mit einem Visumverfahren an den 
Tag gelegt, das für weitere Visumverfahren von Relevanz 
sein könnte. Ist er ohne ein erforderliches Visum eingereist, 
trägt die Visa-Wamdatei nach dem Konzept des Gesetzent- 
wurfs dem insoweit berechtigten Informationsinteresse der 
Visumbehörden dadurch Rechnung, dass eine etwaige Verar- 
teilung wegen Straftaten nach § 95 Absatz 1 Nummer 2 oder 
Nummer 3 AufenthG gespeichert wird, vgl. Artikel 1 § 2 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Gesetzentwurfs. Aufgabe 
und Zweck der Visa-Wamdatei ist es. Visummissbrauch zu 
verhindern. Die Schwere einer Straftat ist deshalb nur be- 
grenzt ein taugliches Kriterium für die Aufnahme von 
Straftatbeständen in den Straftatenkatalog des Entwurfs. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 2 Nummer 2 - § 72a AufenthG) 

Der Bundesrat bittet zum einen, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens sicherzustellen, dass die Sicher- 


heitsbehörden nicht ausnahmslos dazu verpflichtet werden, 
das Vorhandensein relevanter Erkenntnisse zu offenbaren. 

Ein Änderangsbedarf wird seitens der Bundesregiemng in- 
soweit nicht gesehen. Die Sicherheitsbehörden sind nicht 
verpflichtet, das Vorhandensein relevanter Erkenntnisse zu 
offenbaren. Sie teilen der besonderen Organisationseinheit 
im Bundesverwaltungsamt nur mit, ob Versagungsgründe 
oder sonstige Sicherheitsbedenken gegen die Visumertei- 
lung an sich vorliegen. Bei Vorliegen von Sicherheitsbeden- 
ken oder sonstigen Sicherheitsbedenken soll wie derzeit im 
Konsultationsverfahren lediglich der Hinweis „Bedenken“ 
oder „keine Bedenken“ erfolgen. Damit ist diesem Punkt 
der Stellungnahme des Bundesrates zu Artikel 2 Nummer 2 
(§ 72a AufenthG) Rechnung getragen. 

Zum anderen fordert der Bundesrat im Falle einer Speiche- 
rang desselben Vorfalls in der Antiterrordatei durch mehrere 
Behörden, dass Sicherheitsbehörden ohne originäre Er- 
kermtnisse nicht zu Mitteilungen verpflichtet werden und 
den Auslandsvertretungen nur ein zwischen den Sicher- 
heitsbehörden abgestimmter Hinweis übermittelt wird, 
wenn verschiedene Sachverhalte mehrerer Sicherheitsbe- 
hörden in der Antiterrordatei nachgewiesen sind. 

Hierzu ist zu bedenken, dass das Verfahren so gestaltet wer- 
den soll, dass die Rückmeldung der Sicherheitsbehörden zu- 
nächst an die besondere Organisationseinheit beim Bundes- 
verwaltungsamt erfolgt. Nur bei Bedenken gegen die Vi- 
sumerteilung würde der Auslandsvertretung ein Hinweis ge- 
geben. Ob der Besitzer einer Urspmngsinformation eine 
Information als weniger kritisch einstuft als davon unter- 
richtete andere Sicherheitsbehörden und ihm deswegen die 
Einschätzung über den Gefahrengehalt Vorbehalten bleiben 
muss, wie vom Bundesrat gefordert, richtet sich (u. a.) da- 
nach, ob die beteiligten Sicherheitsbehörden übereinstim- 
mende oder unterschiedliche Erkenntnisse zu der gespei- 
cherten Person haben und ob diese Differenziemng tech- 
nisch umsetzbar ist. Diese Aspekte wird die Bundesregie- 
mng im weiteren Verlauf prüfen. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der vom Bundesrat geforderten 
Abstimmung über einen Hinweis zwischen den Sicherheits- 
behörden. Bei den Überlegungen werden auch die Fristen 
im Visumverfahren zu beachten sein. 
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